Gemeinderat

der Bundeshauptstadt Wien

18. Wahlperiode

65. Sitzung vom 22. September 2010
Wörtliches Protokoll

Inhaltsverzeichnis

	1.
	Entschuldigte Gemeinderäte
	S. 3

	
	
	

	2.
	03568-2010/0001-MDSALTG: Gemäß § 21 (4) WStV Einberufung des Gemeinderates der Stadt Wien durch Bgm Dr Michael Häupl zum Thema "Skandale ohne Ende! – Milliardengrab Skylink."
	S. 3

	
	
	

	3.
	Mitteilung des Einlaufs
	S. 3

	
	
	

	4.
	03568-2010/0001-MDSALTG: Debatte auf Grund des Verlangens des Klubs der Wiener Freiheitlichen zum Thema "Skandale ohne Ende! – Milliardengrab Skylink."
	

	
	Redner:
	

	
	GR DDr Eduard Schock 
	S. 3

	
	GR Mag Dietbert Kowarik 
	S. 4

	
	GRin Mag Maria Vassilakou 
	S. 8

	
	GR Mag Alexander Neuhuber 
	S. 11

	


	GR Erich Valentin 
	S. 13

	
	GR Mag Dietbert Kowarik (tatsächliche Berichtigung)
	S. 17

	
	GR Anton Mahdalik 
	S. 17

	
	GRin Mag Waltraut Antonov 
	S. 19

	
	Vorsitzende GRin Inge Zankl (Abschiedsrede)
	S. 20

	
	GR Dr Matthias Tschirf 
	S. 21

	
	GR Mag Thomas Reindl 
	S. 22

	
	GR Dr Herbert Madejski (tatsächliche Berichtigung)
	S. 24

	
	GR Dipl-Ing Martin Margulies 
	S. 25

	
	GR Dr Matthias Tschirf 
	S. 26

	
	GR Erich Valentin 
	S. 27

	
	GR DDr Eduard Schock (zur Geschäftsordnung)
	S. 28

	
	StR David Ellensohn (zur Geschäftsordnung)
	S. 29


09.00.15(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen schönen guten Morgen und eröffne die 65. Sitzung des Wiener Gemeinderates. 09.01.31 

Entschuldigt für den heutigen Tag sind GR Dr Aigner, GRin Mag Ekici, GR Hoch, GR Mag Maresch, GRin Puller, GR Dipl-Ing Stiftner und StRin Ing Leeb. Einzelne Personen sind für einige Zeit entschuldigt, aber ansonst während des Tages anwesend.

Vom Klub der Wiener Freiheitlichen wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderates zur Thematik Skylink eingebracht. Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung im Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien zu dieser Sitzung eingeladen. 

Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in Sitzungen des Gemeinderates auf Verlangen keine Geschäftsstücke verhandelt werden. Der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung festgeschrieben.

Gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung gebe ich bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingebracht wurde.

Bevor wir zur Besprechung des Verlangens kommen, möchte ich darauf hinweisen, dass ich in der Sitzung der Fraktionen, also in der Präsidialkonferenz, neuerlich das Rechtsgutachten von Univ-Prof Dr Karl Korinek und Univ-Prof Dr Michael Holoubek, datiert mit 24. August 2009, verteilt habe, und zwar aus gutem Grunde verteilt habe, weil hier genau festgeschrieben ist, welche Zuständigkeiten der Wiener Gemeinderat hat und welche nicht. Ich mache das auch deshalb, weil die Mitglieder des Gemeinderates wissen sollen, dass es sich hier um einen Betrieb, nämlich Flughafen Wien AG, handelt, der börsenotiert ist und wir als Stadt Wien allein 20 Prozent der Aktien besitzen und nicht mehr.

Ich möchte auch darauf hinweisen, weil es auch ein Thema in den letzten Tagen war, dass Berichte des Rechnungshofes erst dann öffentlich diskutiert werden dürfen, wenn diese Berichte des Rechnungshofes von diesem selbst, nämlich vom Rechnungshof, freigegeben sind. Rohberichte eines Rechnungshofes haben Vertraulichkeit, weil die Stellungnahme des Geprüften nicht eingearbeitet ist. Soweit nur zum Hinweis, bevor wir in die Debatte eingehen.09.04.00 
Und nun kommen wir zur Besprechung dieses Verlangens. Zur Begründung hat sich Herr GR DDr Schock zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit zehn Minuten beschränkt ist.
 9.05.05

†GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Der Herr Vorsitzende hat den Bericht des Rechnungshofes erwähnt, dessen Grundzüge ja Gott sei Dank bereits in den Medien berichtet worden sind. Sie, meine Damen und Herren, können daher eines jetzt nicht mehr abstreiten, nämlich Ihre politische Verantwortung, die Verantwortung der SPÖ, die Verantwortung des Herrn Bürgermeisters auch höchstpersönlich in dieser Sache. Und wem bisher nicht klar war, warum Sie da so gemauert haben, warum die SPÖ so gemauert hat, warum etwa der Generaldirektor Kaufmann im Aufsichtsrat des Flughafens bis zuletzt den Rechnungshof verhindern wollte, warum der Aufsichtsrat Metzger dort im Auftrag der Frau Brauner bis zuletzt gegen den Rechnungshof gemauert hat, warum der Aufsichtsrat Skyba, der ja auch von der Stadt ist, im persönlichen Auftrag des Bürgermeisters dort bis zuletzt den Rechnungshof verhindern wollte, und wem nicht klar ist, warum jetzt schon in Tageszeitungen interveniert wird, dass hier nichts darüber geschrieben werden darf, meine Damen und Herren, dem wird das angesichts des kolportierten Inhaltes dieses Berichtes klar, dass nämlich der Bürgermeister dieser Stadt zumindest zwei Mal öffentlich die Unwahrheit gesagt hat und dass auch die StRin Brauner zumindest ein Mal öffentlich hier die Unwahrheit gesagt hat.

Meine Damen und Herren! Das ist nichts anderes als der klassische Fall für die Geltendmachung der politischen Verantwortung, der klassische Fall für die Einsetzung einer Untersuchungskommission. Wir fordern Sie daher auf, meine Damen und Herren von der SPÖ: Lassen Sie endlich eine solche Untersuchungskommission in diesem Haus zu! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber zunächst zur Frau Brauner. Da hat die Frau Brauner vor diesem Gemeinderat gesagt, ich darf mich da gar nicht einmischen auf Grund des Gesetzes, der Flughafen ist ja eine Aktiengesellschaft, ein börsenotiertes Unternehmen, doch sie verschweigt ihren Einfluss dort, den Einfluss, der ja jetzt vom Rechnungshof Gott sei Dank dokumentiert ist. 

Die Frau Brauner sagt weiter: „Eine Einflussnahme von meiner Seite ist hier in keinster Weise möglich." – ein wörtliches Zitat vor diesem Gemeinderat –, und sie verschweigt wieder ihren Einfluss, der ja jetzt mit dem amtlichen Siegel des Rechnungshofes hier bestätigt ist.

Und sie sagt sogar: „Wenn man mich zu einer Einflussnahme auffordern würde, dann wäre das eine Aufforderung zu rechtswidrigem Verhalten." So weit geht die Frau Stadträtin. Sie sagt, jede Einflussnahme wäre ein rechtswidriges Verhalten, und sie verschweigt wieder ihren Einfluss dort, der ja nun vom obersten Kontrollorgan der Republik, vom Rechnungshof, dokumentiert ist.

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Was ist denn das anderes als die Unwahrheit, wenn sich eine Stadträtin hier herausstellt, wenn sie jeden Einfluss auf den Flughafen ableugnet, der ja nun amtlich bestätigt ist? Wenn die Frau Brauner herauskommt und sagt, ich darf mich gar nicht einmischen, ja, was heißt denn das noch, wenn sie sagt, ich darf mich gar nicht einmischen, das ist rechtswidrig? Das heißt, meine Damen und Herren, Sie handeln ja dauernd rechtswidrig.

Wenn die Frau Brauner den Herrn Koch Walter in den Flughafen hineinsetzt auf eine wichtige Position, und wenn sie ihn dann nach dem Gemeinderat, nach der Sondersitzung des Gemeinderates, wo wir das alles aufgezeigt haben, aus lauter schlechtem Gewissen gleich wieder abberuft aus dieser wichtigen Funktion: rechtswidrig, weil Einflussnahme, wie sie selbst gesagt hat. 

Wenn der Herr Bürgermeister seinen Sekretär, den Herrn Trimmel, dort auf eine wichtige Position hineininterveniert, in die Kommunikationsabteilung: Einflussnahme, rechtswidrig laut Frau Brauner. 

Wenn der Herr Bürgermeister einen Zilk-Sekretär, den Herrn Schmid, zum Direktor macht, wenn er einen Arbeiterkämmerer, den Herrn Kaufmann, zum Generaldirektor macht und wenn er jetzt, nach dieser verlorenen Wahl für die SPÖ, die Frau Brauner zur Generaldirektorin am Flughafen machen will, wenn der Bürgermeister damit den Bock zum Gärtner machen will, meine Damen und Herren von der SPÖ, dann ist das alles Einflussnahme, personalpolitische Einflussnahme, also alles rechtswidrig, wie die Frau Brauner ja selbst hier richtig feststellt. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber der Gipfel der Unwahrheit ist ja, das heute alles abzuleugnen, indem der Bürgermeister sich hinstellt und sagt, ich habe nur zwei Aufsichtsräte nominiert, wenn er weiter sagt, die Vorstandsbesetzungen sind vor meiner Zeit entschieden worden. 

Ja, meine Damen und Herren, Herr Bürgermeister, ich frage Sie, wann waren denn diese Vorstandsbesetzungen? 1999! Der Herr Kaufmann und Herr Schmid. Waren Sie da nicht Bürgermeister? Oder dann 2003 bei der ersten Vertragsverlängerung von diesen verantwortlichen Direktoren, vom Herrn Kaufmann und vom Herrn Schmid, waren Sie da nicht auch Bürgermeister? Wer war da Bürgermeister? Und was ist denn das anderes als die Unwahrheit, wenn sich der Bürgermeister hinstellt und das Gegenteil behauptet und sagt, ich habe auf die Vorstände überhaupt keinen Einfluss? 

Herr Bürgermeister, wir fordern Sie daher auf: Kommen Sie heraus, nehmen Sie endlich Stellung zu diesen Vorwürfen, auch zu diesem Rechnungshofbericht, in dem die politische Verantwortung ja klargestellt ist! Denn wir lassen uns von Ihnen in diesem Haus nicht mehr länger für dumm verkaufen, Herr Bürgermeister. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Das ist ja alles jetzt dokumentiert, amtlich vom Rechnungshof, aber nicht nur vom Rechnungshof, das war ja alles auch in der Öffentlichkeit bekannt. Das Tauziehen etwa, das es 2003 bei der ersten Vertragsverlängerung dieser Vorstandsdirektoren zwischen Wien und Niederösterreich, zwischen Pröll und Häupl gegeben hat, das ist ja alles in Zeitungen dokumentiert. 

Und noch etwas, meine Damen und Herren, ist dokumentiert. Der Herr Staribacher war damals Aufsichtsratspräsident, roter Aufsichtsratspräsident in diesem Flughafen Wien. Der war ja auch einmal Finanzminister und ist aus diesem Grund kein Unbekannter und kennt sich da genau aus. Der Herr Staribacher ist damals im Jahr 2003 zurückgetreten, weil er gesagt hat – wortwörtliches Zitat: „Diese Art politischer Einflussnahme am Flughafen, diese Art der Einflussnahme von Pröll und von Häupl ist unerträglich." 

Das hat der Herr Staribacher, Ihr roter Aufsichtsratspräsident, damals gesagt (GR Prof Harry Kopietz: Das hat er nicht gesagt! Das ist die Unwahrheit, Herr Doktor!), und dann kommt eine Stadträtin heraus und behauptet das Gegenteil, und dann kommt ein Bürgermeister hier heraus und streitet das alles ab. Dann sagen also ein Bürgermeister und eine Stadträtin vor diesem Gemeinderat zwei Mal die Unwahrheit, meine Damen und Herren. 

Die Folgen, die wirtschaftlichen Folgen daraus, dass ein roter Bürgermeister hier einen Büroleiter, den Büroleiter von Helmut Zilk, den Herrn Schmid, zum Direktor macht, dass er einen Arbeiterkämmerer, den Herrn Kaufmann, ohne jegliche berufliche Erfahrung im Flughafengeschäft zum Generaldirektor macht, beide ohne jegliche Erfahrung, sind ja alle bekannt. Und ich frage mich: Was kann denn da herauskommen, was soll denn da herauskommen, wenn hier Funktionäre, ohne jegliche Erfahrung in der Führung eines Großbetriebes, zu Direktoren am Flughafen ernannt werden? 

Aber noch etwas, meine Damen und Herren, die Schamlosigkeit, mit der Sie sich alle hier bedienen: Der Herr Schmid, der rote Direktor, der, wenn er gleich nach der Wiener Wahl in die Pension geschickt wird, eine Pension erhalten soll - eine Doppelpension vom Flughafen und auch vom Wiener Rathaus -, denn er war ja Spitzenbeamter hier in Wien, eine Doppelpension in der Höhe von 20 000 EUR pro Monat – für Unfähigkeit, meine Damen und Herren; der Herr Kaufmann, der eine Abfertigung erhalten soll von 2 Millionen EUR, meine Damen und Herren, 2 Millionen EUR wieder für Unfähigkeit. Und das in einer Zeit, in der Sie Strom und Gas gleich erhöhen werden, in der Sie in einem nie dagewesenen Belastungspaket die Benzinsteuer, die Mehrwertssteuer erhöhen und das 13. und 14. Gehalt besteuern werden! 

Das zeigt ja, meine Damen und Herren, dass der Bürgermeister dieser Stadt jegliches soziale Gespür verloren hat, dass er nach 16 Jahren an der Macht völlig abgehoben, völlig verbraucht ist ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Herr Kollege Schock, kommen Sie bitte zum Schlusssatz.

GR DDr Eduard Schock (fortsetzend): ... dass er kein Renommee mehr für diese Stadt ist – ich komme schon zum Ende –, dass der Bürgermeister kein Renommee mehr ist und dass er am 10. Oktober daher endlich abgewählt werden muss, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Für die nun folgenden Wortmeldungen möchte ich bemerken, dass die Redezeit für den Erstredner jeder Fraktion 30 Minuten beträgt. Die Redezeit für jeden weiteren Redner ist mit 15 Minuten begrenzt. Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Kowarik zu Wort gemeldet, und ich erteile es ihm.
 9.16.00 
†GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Als gelernter Österreicher ist man in dieser Republik so manches gewohnt. Man ist Kummer und Sorgen gewohnt, und man ist, insbesondere was die rot-schwarze Packelei um Posten und Pfründe betrifft, auch so manches gewohnt, doch was sich bei der Flughafen Wien Aktiengesellschaft abspielt, das ist wohl auch für einen gelernten Österreicher wahrlich starker Tobak. Man muss leider feststellen, dass der Flughafen Wien, das beste – oder das „beste" ist in diesem Zusammenhang vielleicht nicht angebracht –, besser gesagt, das schlimmste aktuelle Beispiel für die katastrophalen Folgen von politischer Einflussnahme der ÖVP und der SPÖ in unserem Land ist. 

Meine Damen und Herren! Seit Jahren herrscht dort Misswirtschaft, ein Debakel jagt das andere. Das prominenteste Debakel ist wohl die unendliche Geschichte rund um die Skylink-Großbaustelle. Meine Damen und Herren, Sie kennen es, ich werde es Ihnen trotzdem nicht vorenthalten, nämlich eine kurze Chronologie der Pleiten und Pannen rund um diese Skylink-Großbaustelle. 

Das beginnt mit November 2002. Intern werden die Kosten für den Skylink mit 360 Millionen EUR plus 40 Millionen EUR für Unvorhergesehenes genannt. Also von diesem Betrag gehen wir einmal aus. 

Juni 2004: Der Flughafen Wien kündigt das Projekt Skylink offiziell an. Die Kostenschätzung in der ersten Stufe beträgt 280 Millionen EUR, inklusive 65 Millionen EUR für eine Gepäcksortiertransportanlage. Als Fertigstellungstermin wird Mitte 2008 bekannt gegeben. 

Oktober 2004: Ein gewisser Herr Christian Domany, Ex-Generalsekretär der Wirtschaftskammer Österreich und bis April 2004 auch im Flughafen-Aufsichtsrat, folgt Herrn Kurt Waniek. 

Oktober 2005: Die Bauarbeiten für die Terminalerweiterung beginnen. HOCHTIEF macht das Rennen für den Rohbau. Die Eröffnung ist nun für das letzte Quartal des Jahres 2008 vorgesehen. 

Jänner 2006: Grundsteinlegung. Als Baukosten werden weiterhin 400 Millionen EUR angegeben, plus 50 Millionen EUR für die Gepäcksortieranlage. Als Fertigstellungstermin wird Herbst 2008 genannt. 

April 2006: Laut „profil" wird der Vorstand erstmals mit massiven Verzögerungen konfrontiert, weil das Haustechnik-Planungsbüro Wochen in Verzug ist. 

Es geht weiter. November 2006: In einem Sitzungsprotokoll heißt es: Einhaltung des genehmigten Budgets aus derzeitiger Sicht nicht mehr möglich. Neuer Termin für die Inbetriebnahme ist März 2009. 

Dezember 2006: Der Terminalrohbau ist so gut wie fertig. Mit dem Haustechnik-Planungsbüro verkehrt der Vorstand mittlerweile allerdings nur noch mittels Anwalt. 

November 2007: Der Aufsichtsrat billigt eine weitere Skylink-Budgetaufstockung von 427 Millionen auf nunmehr 512 Millionen EUR. Die Öffentlichkeit erfährt auch davon nichts. 

Juli 2008: Intern ist nur noch von einer Teilinbetriebnahme im Juni 2009 die Rede. Nun sind wir schon im Jahr 2009! Dem Vorstand werden laut „profil" drei Szenarien präsentiert. Im günstigsten Fall seien die Kosten mit 571 Millionen EUR zu rechnen, im wahrscheinlichsten Fall mit 612 Millionen EUR, im schlimmsten Fall mit 655 Millionen EUR. 

August 2008: Der Flughafen räumt erstmals ein, dass der Skylink nicht wie geplant im Juni 2009 eröffnet werden könne, sondern erst schrittweise ab Oktober, und nicht 512 Millionen EUR, sondern inzwischen 657 Millionen EUR kosten werde. Als Grund werden vermehrte Behördenauflagen, Optimierung des Konzepts sowie Änderungen der Projektorganisation angegeben. Hört, hört! 

Jänner 2009: Der Kostenrahmen von 657 Millionen EUR wird vom Management bestätigt. Von einer Teilinbetriebnahme im Jahr 2009 ist freilich keine Rede mehr. Man spricht von einer überwiegenden Fertigstellung. 

18. Februar 2009: Es kommt, wie es kommen muss. Erwin Pröll gibt den Wechsel seines Stellvertreters und Landesrates Ernest Gabmann in den Flughafenvorstand bekannt. Er ersetzt den vollkommen überlasteten Domany. 

2. März 2009: Gabmann beauftragt ein Ziviltechnikerbüro mit einer neuen Kostenevaluierung des Skylink. – Früh kommt er drauf!

13. März 2009: Norbert Steiner wird zum neuen Skylink-Projektleiter ernannt. Er ist bereits der dritte. 

25. März 2009: Der Aufsichtsrat verlängert die Verträge von Kaufmann, Schmid und Gabmann bis zum 30. September 2014. – Interessante Entscheidung. 

26. März 2009: Gabmann sagt, dass der Skylink nicht mehr 2009 in Betrieb genommen werden kann. Die Kostenexplosion auf fast 1 Milliarde EUR wird weiterhin bestritten. 

22. April 2009: Das Management räumt erstmals eine Unterschätzung der Kosten ein. Der Skylink werde nicht 657 Millionen, sondern bis zu 830 Millionen EUR kosten, plus 64 Millionen für nicht abwägbare Risken. Es wird teilweise eine Bauunterbrechung angeordnet. Als neuer Termin für die Fertigstellung wird mittlerweile Dezember 2011 angegeben, Eröffnung Anfang 2012. 

Am 30. Juni 2009 ist es dann soweit: Der Flughafen verhängt einen Baustopp beim Skylink.

Doch erst am 20. September 2009 beschließt die Hauptversammlung tatsächlich eine aktienrechtliche Sonderprüfung. Christoph Herbst wird Aufsichtsratchef. 

Und was seither passiert ist, meine Damen und Herren, können wir ja tagtäglich den Medien entnehmen. Es gibt inzwischen Anzeigen gegen Vorstände und Aufsichtsrat des Flughafens Wien, die teilweise ungeheuerliche Vorwürfe enthalten. Selbst wenn nur ein Bruchteil dieser Vorwürfe stimmt, die in den Anzeigen stehen, wird sich der Skylink-Skandal nahtlos in die größten Bauskandale Österreichs einreihen. In einer Anzeige ist bezeichnenderweise davon die Rede, dass eine Gruppe Ahnungsloser am Werk gewesen sei. Planer hätten sich blödverdient, schon bei der Ausschreibung sei getrickst worden. Freilich – das wissen wir – gilt für alle Beteiligten die Unschuldsvermutung – Unschuldsvermutung ist, glaube ich, das Unwort des Jahres 2010 –, jedenfalls hat die Staatsanwaltschaft Korneuburg genug zu tun in nächster Zeit. 

Klar ist auf alle Fälle, dass der Baustopp unbedingt notwendig geworden ist, da schwere Baumängel gefunden worden sind. Dabei wurden von Sachverständigen 136 000 Fotos und 110 Stunden Filmaufnahmen der Mängel gemacht. Zum Beispiel wurde entdeckt, dass die Führungen für die Halterungen der großen Glasscheiben bei den Lichtschächten zu niedrig waren. Diese hätten über mehrere Stockwerke herabfallen können. 

Die Liste der Mängel ließe sich stundenlang fortführen. Ich erspare es Ihnen. Man kann sich vorstellen, dass dort Chaos herrscht und geherrscht hat und von seriösem Management keine Rede ist. 

Inzwischen – wir haben es gehört – hat auch schon der Rechnungshof geprüft und der Stadt Wien den Rohbericht zur Stellungnahme übermittelt. Wir haben diesen Rohbericht nicht. Wir haben ja die Belehrung vom Herrn Vorsitzenden gehört, wie der zu handhaben ist. Trotzdem ist offensichtlich schon etwas an die Medien durchgedrungen. Medienberichte sprechen von seitenweise vernichtender Kritik. 

Ich möchte es Ihnen nicht vorenthalten und einen dieser Medienberichte kurz zitieren, und zwar schreibt „Die Presse" am 3. September 2010: Der Rechnungshofrohbericht ist fertig. Die Prüfer orten Missmanagement und fehlende Kostenkontrolle. Misswirtschaft und Überforderung sind Gründe für die Kostenexplosion. Es wird ausgeführt, dass in der Planung einiges nicht hingehaut hat, die Wahl der Architekten von vorhinein kurios war. 

Die Sonderprojekte wurden auch kritisiert. Um die Kosten niedrig zu halten, wurde eine ganze Reihe von Sonderprojekten, die auch, aber nicht unmittelbar dem Skylink zugerechnet wurden, ausgelagert. Also da wollte man eben verschleiern. Von Kostenwahrheit kann keine Rede sein. 

Auch die mannigfache Bestellung von Konsulenten wird kritisiert. 

Von den Mängeln haben wir schon gesprochen. Ich erspare es Ihnen, das jetzt im Detail vorzulesen. Wir werden ja auch in weiterer Folge sehen, was in dem Rechnungshofbericht tatsächlich alles drinnen steht. Natürlich lassen sich Wien und Niederösterreich für die Stellungnahme Zeit bis nach den Wahlen. Das war nicht anders zu erwarten. 

Meine Damen und Herren! Wir können feststellen: Inkompetenz, wohin man schaut. Misswirtschaft ist wohl ein Hilfsausdruck. 

Tatsache in diesem Zusammenhang ist auch, dass bereits Mitte der 90er Jahre bei Bauprojekten am Flughafen dieselben Probleme und Fehler vorgekommen sind. Ich zitiere den Ex-Rechnungshofpräsidenten Fiedler, der kommentierte trocken: Aus früheren Fehlern wurde nichts gelernt. Damals wurden drei Milliarden Schilling verbaut, unter anderem auch für den Pier West, und auch damals flogen die Kosten davon, und die Fertigstellung verzögerte sich auch damals, allerdings nur um zwei Jahre, was den Flughafen allerdings nicht daran hindert – und das ist interessant für den Skylink – teilweise wieder die gleichen Firmen zu beauftragen und wieder die gleichen Firmen heranzuziehen. So ein Zufall aber auch, könnte man sich denken. Es gibt auffallende Parallelen zu den Rechnungshofberichten aus dem Jahr 1999 und den nunmehr über die Medien bekannt gegebenen Vorwürfen. Man kann oder wollte aus Fehlern nichts lernen.

Und noch ein weiteres Problem quält inzwischen den Flughafenvorstand: Es gibt Medienberichte über die Flughafen-Tochter Friedrichshafen am Bodensee. Die dürfte wesentlich zu teuer gekauft worden sein. Auch hier ermittelt bereits die Staatsanwaltschaft, und ein Manager, der auf die Probleme hingewiesen hat, musste inzwischen gehen.

Und was, meine Damen und Herren, sagt die SPÖ-Wien, was sagt der Herr Bürgermeister zu diesem Riesenddebakel? Ich zitiere wörtlich: „Das ist dort zu lösen und geht mich nichts an." Originalzitat Bgm Dr Michael Häupl im „Standard" am 6. Juli 2009. In weiterer Folge wird auch zitiert: „Das ist ein ganz normaler Betrieb, der sich Investitionen selbst erwirtschaftet und von dem Wien und Niederösterreich 20 Prozent halten. Dem Betrieb selber geht es ja nicht schlecht.“ Hört! Hört! 

Noch einmal: „Es geht mich nichts an!“ Es ist unglaublich, aber wahr, meine Damen und Herren, dass man in einer derartigen Weise politische Einflussnahme und in weiterer Folge natürlich auch politische Verantwortung verleugnen und vernebeln kann und will. 

Natürlich wissen wir, meine Damen und Herren, dass der Flughafen Wien und der Skylink-Skandal sehr wohl den Herrn Bürgermeister, die Stadt Wien und insbesondere auch die SPÖ-Wien etwas angeht. Wir wissen, dass die Stadt Wien 20 Prozent des Aktienkapitals hält. Alleine das wäre natürlich schon Grund genug, um mit größter Aufmerksamkeit und mit größtem Interesse die Entwicklungen am Flughafen zu verfolgen. – Und was sagt der Herr Bürgermeister? Das geht mich nichts an!

Und natürlich wissen wir auch, dass sich die Stadt Wien im Syndikatsvertrag mit dem Mitaktionär, dem Land Niederösterreich, eine beherrschende Stellung beim Flughafen gesichert hat. Man braucht nur – ich empfehle das einem jeden – die Protokolle der Hauptversammlungen nachzulesen – die liegen im Firmenbuch auf, das ist öffentlich, das ist nichts Geheimes –, dann wird man feststellen, dass das Syndikat jedes Mal bei der Hauptversammlung die Stimmenmehrheit auf sich vereinen konnte. Das heißt, natürlich hat die Stadt Wien und damit leider auch die SPÖ-Wien einen wesentlichen Einfluss auf die Bestellung der Aufsichtsräte und in weiterer Folge natürlich auch auf die Bestellung der Vorstände gehabt. – Und was sagt der Herr Bürgermeister? Das geht mich nichts an.

Und natürlich sind die Günstlinge der SPÖ-Wien beziehungsweise natürlich auch der ÖVP-Niederösterreich mittendrin in den proporzmäßig aufgeteilten Gremien. Wir haben es ja schon gehört, das beginnt beim Vorstand der Flughafen Wien Aktiengesellschaft und schlägt sich durch bis in die untersten Ebenen.

Der Vorstand noch einmal ganz kurz: Ing Gerhard Schmidt gehört zur roten Reichshälfte, vormals Büroleiter des roten Bürgermeisters in Wien. Mag Herbert Kaufmann – auch schon gehört – ist ebenfalls der SPÖ zuzurechnen, vormals SPÖ-Abgeordneter zum Nationalrat, vorher Direktor der Kammer der Arbeiter und Angestellten in Niederösterreich. Er wird ja von den Medien als beharrlicher Ablösekandidat bezeichnet und hat jetzt das Glück gehabt, dass die Wien-Wahl dazwischengekommen ist. Da wollen offensichtlich SPÖ und auch ÖVP keine großen Wellen haben und nicht viel Staub aufwirbeln. Und schließlich Ernest Gabmann, der den hoffnungslos überforderten Domany abgelöst hat. Der gehört natürlich wieder zum Freundeskreis vom Lhptm Pröll. Er ist ausgemusterter ÖVP-Landesrat aus Niederösterreich. Diese Aufteilung geht, wie gesagt, weiter hinab bis in die untersten Ebenen. Freunderlwirtschaft im schlechtesten Sinn. – Und was sagt der Herr Bürgermeister? Das geht mich nichts an! 

Dem Herrn Bürgermeister widersprechen allerdings sogar die eigenen Genossen und Genossinnen – ich habe schon gesehen, die Frau Vizebürgermeisterin ist auch hier –, und ich darf hier aus dem Archiv schöpfen. Gestern, glaube ich, hat der Kollege Stürzenbecher gesagt, das Archiv ist der Feind der FPÖ. Falsch! Manchmal ist es auch unser Freund. Es gibt da eine interessante Pressemeldung des Presse- und Informationsdienstes der Stadt Wien. Man sollte sich noch einmal vorstellen, was der Herr Bürgermeister gesagt hat: Das geht uns nichts an. 

Was sagt die Frau VBgmin Brauner anlässlich der Bestellung von Mag Herbert Kaufmann, Ernest Gabmann und Ing Gerhard Schmid als Mitglieder des Vorstandes? „Damit hat der Aufsichtsrat eine Entscheidung im besten Sinne des Unternehmens getroffen." Na ja. „Der Flughafen" – ich zitiere – „ist für die Stadt Wien eine essenzielle strategische Beteiligung" – also doch! – „nicht zuletzt für die Positionierung der Stadt als zentrale Wirtschaftsdrehscheibe in Europa und als Jobmotor für die gesamte Ostregion."

Es kommt noch eine interessante Feststellung: „Die positive Entwicklung des Flughafens Wien ist nicht zuletzt auf das große Engagement der gesamten Belegschaft zurückzuführen." 

Also man kann nun annehmen, dass man da ein bisschen was nicht mitbekommen hat oder nicht mitbekommen wollte, wenn man von einer „positiven Entwicklung" beim Flughafen spricht und sich das Skylink-Debakel dabei anschaut, aber immerhin anerkennt die Frau Vizebürgermeisterin, im Gegensatz zum Herrn Bürgermeister, die Bedeutung des Flughafens Wien für die Stadt Wien.

Meine Damen und Herren! Dass politische Einflussnahme beim Flughafen Wien leider nichts Neues ist, das wissen wir – das haben wir auch schon von meinem Vorredner gehört – spätestens seit 2003. Ich darf da noch einmal auf die Wortmeldung von Herrn Andreas Staribacher hinweisen. Da hat, glaube ich, der Präsident Kopietz dazwischengerufen, das ist unwahr, das stimmt nicht. Ich darf es Ihnen vorlesen. „Presse" vom 13. November 2003: „Protest. Staribacher als Aufsichtsrat des Flughafens Wien zurückgetreten. Staribacher" – ich lese vor – „begründete seinen Rücktritt im Gespräch mit der ‚Presse' mit unerträglicher Einflussnahme der Politik auf eine börsenotierte Aktiengesellschaft." Also, da steht es schwarz auf weiß. Das ist nicht unwahr, Herr Präsident, das hat ein SPÖ-Minister festgestellt. (GR Friedrich Strobl: Dann hören Sie sich an, was Kollege Schock gesagt hat!) Das hat ein SPÖ-Minister gesagt. Das sollte Ihnen auch zu denken geben. Nichts anderes hat der Herr Kollege Schock gesagt. (GR Friedrich Strobl: Der hat ganz was anderes gesagt, und auf das hat sich der Herr Kopietz bezogen!) Also ich gebe Ihnen gerne dann nachher die Pressemeldung mit. Dann können Sie noch einmal nachlesen, was der Herr Staribacher wirklich gesagt hat. Auf das können wir uns dann ja einigen. 

Meine Damen und Herren! Was sagt der Herr Bürgermeister dazu? Wir wissen es inzwischen: Das geht mich nichts an! Meiner bescheidenen Meinung nach war allerdings der Herr Bürgermeister auch schon 2003 Bürgermeister dieser Stadt. Sie werden mich wieder aufklären, falls das nicht stimmt, Herr Strobl. Damals hat zumindest ein Ex-SPÖ-Minister behauptet, der politische Einfluss auch beim Flughafen ist unerträglich. Na bitte. 

Traurig und bezeichnend ist, meine Damen und Herren, dass eine mit absoluter Mehrheit regierende Partei in Wien nicht zu ihrer Verantwortung steht, ihrer Verantwortung nicht nachkommt, sondern alles versucht, um zu vernebeln und zu vertuschen.

Meine Damen und Herren! Es ist allerdings auch traurig, dass eine andere Fraktion in diesem Haus offensichtlich nicht wirklich Interesse hat an der Aufklärung dieser Vorgänge beim Skylink. Ich spreche die ÖVP-Wien an, die zuerst vollmundig gesagt hat, das ist ein Riesenskandal, das gehört natürlich aufgeklärt, und selbstverständlich auch von der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gesprochen hat. Ich darf da von der letzten Sondersitzung des Gemeinderates zum Skylink den Herrn ÖVP-Klubobmann Tschirf zitieren, der dem Bgm Häupl nichts als mauern, mauern, mauern in dieser Angelegenheit vorgeworfen hat. Er wurde auch mit den Worten zitiert: Es gehören alle Fakten auf den Tisch. In Sachen Skylink müsse nun Tabula rasa gemacht werden. 

Ja, das sagen wir auch, Herr Kollege Tschirf. Leider Gottes hat dann aber die ÖVP, als es ernst geworden ist hinsichtlich der Einsetzung einer Untersuchungskommission, alles verhindert, verschleppt, fadenscheinige Ausreden vorgebracht, keine einzige inhaltliche Stellungnahme zum fixfertig vorliegenden Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission abgegeben. Die ÖVP hat wie immer einen knieweichen Weg gewählt. Sie hat ein Verlangen für eine Ausschusssitzung der Geschäftsgruppe Finanzen gemeinsam mit den Grünen eingebracht. Immerhin etwas, könnte man sagen. Man weiß, wie das ausschaut. Das ist natürlich unter Ausschluss der Öffentlichkeit und wird, glaube ich, wenn ich recht informiert bin, im Anschluss an diese Sitzung stattfinden. Also man möchte halt den Schein wahren, dass man ja auch mit aufklären will.

Das Einzige, was hier wirklich für Aufklärung sorgen könnte, wäre eine Untersuchungskommission. Sie haben ja immer noch die Möglichkeit, sich zu überlegen, dass Sie jetzt doch dafür stimmen wollen. Ich werde dann auch einen diesbezüglichen Antrag einbringen. 

Die ÖVP-Obfrau – wir haben es ja mitbekommen – gefällt sich offensichtlich besser in ihrer Rolle und rittert lieber mit der Obfrau der Grünen, wer nach der Wahl der Steigbügelhalter für die SPÖ sein darf. Wir haben es ja den Medien entnehmen können. 

Es wäre natürlich interessant, in Form eines Untersuchungsausschusses festzustellen, welche Organe der Stadt Wien welche Verantwortung getragen haben und wie sie ihre Verantwortung wahrgenommen haben. Es wäre interessant nachzuprüfen, ob die aktienrechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft wurden. Es wäre interessant, höchst interessant, nachzuprüfen, was das Syndikat in diesem Zusammenhang entschieden hat, was in diesem Syndikatsvertrag wirklich drinnen steht, welche personellen Vorgaben hier getroffen wurden. Und es wäre sehr interessant zu wissen, wer hat was wann gewusst und wer hat wann wie reagiert. Daher werde ich mir erlauben, gemeinsam mit meinen Kollegen DDr Schock, Dr Günther und Rudolf Stark einen Beschlussantrag einzubringen, der da lautet:

„Die Mitglieder des Wiener Gemeinderates sprechen sich für die Einsetzung einer Untersuchungskommission zum Thema Flughafenterminal Skylink in der nächsten Legislaturperiode nach dem 10. Oktober 2010 aus und werden einen diesbezüglichen Antrag unterstützen, wobei folgende Vorgaben beziehungsweise Fragen Gegenstand des Antrages auf Einsetzung einer Untersuchungskommission sein müssen: ..."

Ich lese Ihnen jetzt nicht die fünf Punkte vor, lesen können Sie selber. Es geht, wie gesagt, vor allem um die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten der Gemeinde Wien, die sich aus der Verwaltung der Anteilsrechte beim Flughafen Wien ergeben. Es geht selbstverständlich um die sonstige Einflussnahme der Gemeinde Wien auf die Bestellung von Organwaltern und Mitarbeitern beim Flughafen Wien. Es geht auch um die Klärung des Einflusses des Projektes Skylink auf Dividenden oder sonstige finanzielle Erträgnisse. Es geht auch um die persönliche Verantwortung der einzelnen Regierungsmitglieder beziehungsweise der verantwortlichen Organe der Stadt Wien. 

Ich darf diesen Antrag einbringen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren! Für uns gilt – und das sollte eigentlich selbstverständlich sein –: Wer politisch Einfluss nimmt, sollte auch die politische Verantwortung tragen. Ich fordere Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, daher auf: Nehmen Sie diese Verantwortung endlich wahr und ziehen Sie vor allem Konsequenzen aus diesem Skylink-Debakel! – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.
 9.37.14

†GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Es ist uns allen bereits zum zweiten Mal ein Rechtsgutachten zugestellt worden – darauf hat ja auch der Herr Vorsitzende vorhin eindringlich hingewiesen –, worüber man sprechen darf und was denn die Angelegenheiten sind, mit denen sich der Gemeinderat befassen darf und welche sind es nicht. Ich muss an dieser Stelle sagen, die Eindringlichkeit, mit der man auf dieses Gutachten hinweist, die schmeckt ein bisschen schal, denn sie erzeugt den Eindruck der versuchten indirekten Einflussnahme bis zu einem gewissen Grad, worüber wir denn zu sprechen haben und worüber die SPÖ gerne hätte, dass wir heute lieber nicht sprechen.

Ich sage Ihnen jetzt und gleich vorweg: Ich habe nicht vor, mich unbedingt daran zu halten. Ich möchte über sämtliche Vorgänge sprechen, die meines Erachtens interessant sind, sowohl über diejenigen, die zu tun haben mit der Wahrnehmung der Interessen der Wiener Politik und auch mit dem Gegenstand des Wiener Gemeinderates im engeren Sinne, als auch und selbstverständlich über die Vorgänge in der Flughafen AG, soweit sie ebenfalls von Interesse sind für uns.

Somit möchte ich damit beginnen, auch über die Entscheidungen des Unternehmens zu sprechen, so wie sie offensichtlich getroffen worden sind und gefallen sind in nahezu diesem Jahrzehnt, muss man sagen. Denn ich habe mir auch mit großem Interesse die Chronologie angeschaut, und da bin ich auf etwas sehr Spannendes gestoßen. Bereits im November 2002 hat es intern eine Kostenschätzung über das Projekt Skylink gegeben. Da wurde das Projekt auf 360 Millionen EUR plus 40 Millionen EUR für Unvorhergesehenes geschätzt. 

Zwei Jahre später, Juni 2004: Der Flughafen Wien kündigt das Projekt Skylink offiziell an. Kostenschätzung in der ersten Stufe: 280 Millionen EUR inklusive 65 Millionen EUR für die Gepäcksortieranlage, und als Fertigstellungstermin gilt Mitte 2008. 

Sie werden gemerkt haben, hier war der Wurm von Anfang an drin, denn all diejenigen – und hier sitzen einige –, die direkt oder indirekt ein bisschen Erfahrung haben mit Bauprojekten – auch einige von uns hatten oder haben zu tun mit der Baubranche –, wissen, dass alles Mögliche denkbar ist bei einem Bauprojekt, nur eine Sache nicht, nämlich dass eine ursprüngliche Kostenschätzung zwei Jahre später geringer geworden ist. Das geht einfach nicht! Das ist ein Wunder. 

Dieses Wunder hat man in Schwechat vollbracht, und – wirklich Chapeau! Chapeau!, muss man an dieser Stelle sagen – man sieht ja auch, worin dieses Wunder endete. Dieses Wunder endete mit der seltsamen Vermehrung der Kosten auf inzwischen eine Milliarde Euro. Und darüber müssen wir sprechen, ob es Ihnen nun passt oder nicht, ob es Ihnen nun gefällt oder nicht und ob es dieses Gutachten nahelegt oder nicht. 

Denn als der Fertigstellungstermin ständig verschoben wurde und als die Kosten sich seltsam vermehrten und vermehrten und vermehrten, hat man spätestens im Juni 2007 ein Gutachten bekommen, und das muss man doch wohl gelesen haben, sowohl im Unternehmen als auch, vermute ich, in den Kreisen der interessierten Wiener Politik und Beamtenschaft. Und dieses Gutachten von der Firma Vasko+Partner, 27 Seiten lang, das man in Händen gehalten hat – noch einmal: bereits Juni 2007 –, kommt bereits zum damaligen Zeitpunkt zu einem vernichtenden Urteil. 

Es wird dort festgehalten, dass es nicht möglich sein wird, die Kosten einzuhalten. Es wird dort vorausgesagt, dass man mit erheblichen Verzögerungen rechnen muss, und es werden dort eine Reihe von Mängeln in der Planung und in der Ausführung aufgelistet, die da wären: Ein vernichtendes Urteil für die Ausführungsplanung, ein vernichtendes Urteil für die Projektsteuerung, ein vernichtendes Urteil für die begleitende Kontrolle, einige Empfehlungen und viel Kritik auch an die Art und Weise, wie der Flughafen selbst seine Wünsche deponierte und ständig äußerte; das nennt man dann geringe Bestellqualität. 

Und bereits zum damaligen Zeitpunkt wird das bekrittelt, was wir jetzt alle auch dem Rechnungsbericht entnehmen können, den wir zwar nicht sehen dürfen, was wir aber dankenswerterweise aus den Medienberichten wissen. Bereits damals, 2007, werden irreführende Budgetansätze bekrittelt, nämlich die seltsame Ausgliederung verschiedenster Kostenpunkte, die plötzlich dann nicht mehr innerhalb dieses Projekts aufscheinen.

Ich glaube, ich belasse es eigentlich dabei, denn damit bin ich bei dem, was meines Erachtens sehr viel spannender wird für uns. Wenn man schon im Juni 2007 seitens der Verantwortlichen gewusst haben muss, dass wir es hier zu tun haben mit einem offensichtlich völlig überforderten Management, das offensichtlich gänzlich außerstande ist, ein Großprojekt so zu planen und auszuführen, wie es sich gehört, und das offensichtlich nicht nur eine Reihe von Firmen beschäftigt, die umgekehrt jetzt auch nicht über die notwendige Kompetenz verfügen, sondern auch nicht willens und nicht imstande ist, etwas an diesem Kurs zu ändern. 

Stellt sich die Frage: Wie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, hat hier insbesondere der Herr Bürgermeister, wie hat die zuständige Stadträtin jene Interessen wahrgenommen, die es an dieser Stelle dringend wahrzunehmen gegolten hätte? Denn immerhin hält Wien bekanntlich 20 Prozent der Aktien. Das heißt, hier geht es um die Wahrnehmung der Interessen von 20 Prozent der Aktionärinnen und Aktionäre, im übertragenen Sinne nämlich aller Wiener Steuerzahler und Steuerzahlerinnen. 

Da wird es jetzt aber langsam schon spannend. Denn wir wissen, dass auf Grund des Syndikatsvertrages Wien gemeinsam mit Niederösterreich das Vorschlagsrecht sowohl für Aufsichtsräte, Aufsichtsratsvorsitz, Flughafenmanagement, Flughafenvorstand hat. Man hat hier die Möglichkeit, auch direkt Einfluss zu nehmen auf eine Sache, auf eine zentrale Sache, nämlich: Wer ist dort Chef? Und eine zweite sehr zentrale Sache: Wer übt dort die Aufsicht aus? Man hat darüber hinaus Wiener Vertreter und Vertreterinnen ja auch in der Hauptversammlung. 

Was haben Sie getan? Schauen wir uns die Protokolle an. Wir haben uns die Mühe gemacht und haben uns diese Protokolle angeschaut. Niemand hat sich da hervorgetan. Es findet sich keine Stelle, wo Wiener Vertreterinnen und Wiener Vertreter sich zu Wort gemeldet haben und kritisiert haben, wie alles läuft, und eingemahnt haben, dass es hier zu Änderungen kommen muss. Und hat es auch keine Bemühungen gegeben – zumindest keine, die wir kennen oder die sich von irgendwoher erkennen lassen –, dieses offenkundig – noch einmal – überforderte Management abzuziehen. Denn, ja, natürlich, auch diese Möglichkeit gibt es, und die ist ungenutzt geblieben.

Ich möchte zwar meinen – das wissen wir alle, nachdem die Vorgänge beim Skylink zunehmend an eine griechische Tragödie erinnern –, dass es eine Stelle gibt, wo in der Regel die Schuldigen in Stücke zerrissen werden, und zwar hinter der Bühne. In der griechischen Tragödie darf das nie auf der Bühne passieren. Das verstehe ich ja, aber es ist nicht einmal hinter der Bühne passiert. Wir warten und warten und warten, dass irgendwann einmal Konsequenzen gezogen werden. Werden sie nicht! Stattdessen haben wir erfahren, dass der Vertrag vom Herrn Kaufmann verlängert wurde. Das ist die Art und Weise, wie die Stadt Wien offensichtlich die eigenen Interessen als Aktionär wahrnimmt. Indiskutabel! Unverständlich! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Obwohl ich schon eine Frage an Sie zu richten habe, und zwar an jeden Einzelnen und jede Einzelnen von Ihnen in der Sozialdemokratie und auch an die Frau Stadträtin: Wenn es nicht die Aktien der Wiener Steuerzahler und Steuerzahlerinnen wären, die da drinnen hängen, sondern wenn es Ihr eigenes Vermögen wäre, wenn Sie aus Ihrem Ersparten Aktien halten würden, wie würden Sie ... (GR Mag Thomas Reindl: Da würde ich mich freuen!) Du würdest deine Aktien dem Herrn Kaufmann anvertrauen? Du würdest sie ihm an vertrauen? Na, gute Nacht! Da wünsche ich dir aber viel Glück. Super Entscheidung, eine super Entscheidung! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Ich bin hundertprozentig sicher, jeder Einzelne von uns, wenn er mit seinem eigenen Vermögen da drinnen stecken würde, hätte sich längst vor Skylink gekettet. Gekettet hättest du dich vor Skylink an den Zaun und schreien würdest du, um irgendwie Bewegung in die Sache zu bringen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Rufe und Gegenrufe zwischen GR Mag Thomas Reindl und StR Johann Herzog.) Das tust du nicht, weil es nicht dein Geld ist. Und das ist der Punkt, und das ist die Art und Weise, wie ich nicht will, dass mit dem Geld der Steuerzahler und der Steuerzahlerinnen umgegangen wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sprechen wir des Weiteren über noch etwas, worüber Sie nicht gerne sprechen wollen, denn das ist ja immer so empörend, nämlich über Freunderlwirtschaft und Parteibuchwirtschaft. 

Ja, es ist kein Zufall, dass jenes Management, das dieses Debakel zu verantworten hat, Parteibücher hat, Parteibücher von der SPÖ und von der ÖVP, muss man an dieser Stelle sagen. Nun, den Teil der ÖVP muss sich der niederösterreichische Landeshauptmann mit sich selbst ausmachen und mit seinen Leuten, aber der Wiener Anteil am Desaster, der ist sehr wohl auch hier zu diskutieren. Denn die Tatsache, dass wir in regelmäßigen Abständen gerade im Bereich von Großbauprojekten konfrontiert sind mit Debakeln, wo hunderte Millionen Euro auf der Strecke bleiben, so wie jetzt just am Skylink, die hat schon einen Namen, die nennt sich eben Freunderlwirtschaft, die nennt sich Parteibuchwirtschaft, die nennt sich im Fall des Skylink, auch wenn man es nicht gerne hört, „Waltons". Denn ich habe das schon einmal gesagt in einer Sitzung, die wir vor wenigen Monaten zu dem Thema gehabt haben, dass die Verwandtschaftsverhältnisse am Ende doch noch ins Auge stechen, selbst wenn man das nicht wahrhaben will. 

Irgendwie ist es ja okay. Ich meine, ich nehme zur Kenntnis, dass man sich so organisiert im Rahmen der SPÖ-Wien. Aber ich finde es nicht gut, und es muss auch zur Sprache gebracht werden, auch wenn man das nicht gerne hört, dass die liebe Familie der Waltons hier hunderte Millionen Euro in den Sand gesetzt hat, und es wäre gut, den Flughafen zu befreien von Elizabeth und John-Boy. Es wäre gut, dass wir endlich dort ein Management bekommen, das seiner Aufgabe gewachsen ist und das nicht auf Grund von Freundschafts- und Familienverhältnissen dort sitzt, sondern auf Grund dessen, dass es die Möglichkeit und die Fähigkeit hat, eine derartige Aufgabe zu bewältigen. 

So, und dann reden wir noch darüber, dass die Staatsanwaltschaft inzwischen ermittelt; wie wir seit gestern wissen, in alle Richtungen. Und warum ermittelt die Staatsanwaltschaft in allen Richtungen? Weil sie nämlich etwas hat, was hier der Wiener Gemeinderat nicht hat, den Rechnungshofbericht.

Und reden wir über noch etwas, worüber Sie nicht reden wollen, nämlich über den Rechnungshofbericht. Erstens über den erbitterten Widerstand, der geleistet wurde, damit der Rechnungshof nicht prüfen kann, und jetzt, wo der Rohbericht vorliegt, Ihre Weigerung, den eigenen Mitgliedern der Wiener Landesregierung diesen Rohbericht vorzulegen. Und kommen Sie mir nicht mit der billigen Ausrede, das ist vertraulich. Die Sitzungen der Wiener Landesregierung sind vertraulich – das weiß ich, ich bin ja schließlich selber lange genug Mitglied dieser Landesregierung gewesen –, doch es gibt die Möglichkeit, und Sie können es und Sie dürfen es, nämlich den Stadträten, und zwar allen Stadträten und nicht nur den roten Stadträten, den Rechnungshofrohbericht zur Einsicht vorzulegen. Natürlich sind die dann an diese Vertraulichkeit gebunden, und wie sie damit umgehen werden, ob sie sich strafbar machen wollen oder nicht, liegt dann in deren Verantwortung. Aber Sie haben keinen Grund, den Landesregierungsmitgliedern dieser Stadt zu verweigern, Einsicht zu nehmen in einen vernichtenden Bericht, der offensichtlich Dinge enthält, von denen Sie kein Interesse haben, dass wir in der Wahlkampfzeit darüber reden. 

Ich kann Ihnen an dieser Stelle sagen, diese Vorgangsweise wird sich rächen, denn das ist alles nur eine Frage von Monaten. Früher oder später werden wir ja diesen Rohbericht doch bekommen. Und was tun Sie, wenn die Staatsanwaltschaft beginnt, Anklagen zu erheben auf Basis all dieser Fakten, die da drinstehen, die wir aber nicht sehen dürfen? Das ist eine ganz, ganz falsche Vorgangsweise und noch dazu – und das ist das besonders Traurige – eine übliche. Darauf komme ich noch zu sprechen.

Reden wir zum Schluss auch noch über das. (Die Rednerin hält einen 100 EUR Schein in die Höhe.) Das ist ein Hunderter. Ein Hunderter. Es sind 100 Millionen EUR Dividende, die der Stadt heuer abhanden kommen auf Grund dieses Debakels. Wir haben ein bisschen etwas über eine Million Wählerinnen und Wähler in diesem Wahlkampf. Runden wir es ab auf eine Million für meine Zwecke. Das ist ein Hunderter pro Wiener Wählerin und pro Wiener Wähler. Ein Hunderter weniger! Ein Hunderter weniger von Geld, das, wenn wir es hätten, in sinnvollere Dinge investiert hätte werden können. (GR Mag Thomas Reindl: Kann ich den haben?) Nein, das ist meiner. Das ist meiner, du kannst hier herauskommen und mit deinem wacheln. (GR Mag Thomas Reindl: Ich hab keinen Hunderter!) Aber ich frage mich, wie du das dann begründen willst, woher du den dann nehmen willst (GR Mag Thomas Reindl, einen 10 EUR Schein in die Höhe haltend: Ich habe nur einen Zehner!), denn der ist futsch. Das ist das Problem, über das wir reden. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich schließe ab und halte Folgendes fest: Ja, man möchte, wie gesagt, nicht, dass wir darüber reden. Das ist klar, das ist auch verständlich. Wenn ich auf diesem Schuttberg sitzen würde, hätte ich auch kein großes Interesse, darüber zu reden. Das ist nur menschlich, vor allem am Vorabend von Wahlen ist es umso verständlicher, aber wir werden darüber reden. Wir werden in wenigen Monaten darüber reden, wir werden womöglich in einer Untersuchungskommission darüber zu reden haben, und zwar in Kenntnis dessen, was im Bericht des Rechnungshofes steht.

Und an Ihre Adresse eine kleine Empfehlung von mir, weil sich das ja wiederholt, weil es immer so ist, dass nicht sein kann, was nicht sein darf, weil es immer so ist, dass immer, wenn wir konfrontiert sind mit einem Bauskandal, mit einer Verschwendungsgeschichte, die einzige Reaktion, auf die man wetten kann und die immer wieder kommt wie das Amen im Gebet, ist, dass das alles Lügen sind, dass es infam ist, dass es empörend ist, dass das alles nicht stimmt, bis es stimmt. Es ist immer ein Leugnen, es ist immer ein Mauern, es ist immer ein Verhindern, dass man an Informationen kommt, bis zur letzten Sekunde – und dann, was passiert dann? Dann kommt – bleiben wir bei der Baubranche – die Walze der Erkenntnis und fährt über euch drüber. So war es beim Prater-Vorplatz, und so wird es jetzt auch beim Skylink sein. An Ihrer Stelle, liebe Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie, würde ich einwirken auf meinen Landeshauptmann und Bürgermeister, ich würde einwirken auf meine Stadträtin, ich würde jedenfalls schleunigst auf die Zuständigen einwirken, dass sie diesen Rohbericht offenlegen, weil es ganz, ganz unklug ist, nicht selbst rechtzeitig für Transparenz zu sorgen. Zumindest das kann man sich selbst hinterher zugute halten, wenn man es getan hat. 

Wie es aussieht, werden Sie erneut auch das verabsäumen – auch nicht weiter überraschend, ist schon okay –, diese Wahl wird geschlagen werden, doch das eine sagen ich Ihnen jetzt schon: In wenigen Monaten sehen wir uns in diesem Theater wieder! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.
 9.56.39

†GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es könnte ein neues Buch von Dan Brown sein nach dem „Da Vinci Code" und dem „Verlorenen Symbol" mit dem Titel „Der Rechnungshofbericht". Es geht da um ein mystisches Geheimpapier im fest verschlossenen Tresor eines neugotischen Schlosses, das vom Stadtoberhaupt dort vor den Bürgern und vor den Ratsherren und Ratsdamen versteckt wurde und das kaum noch ein Mensch jemals zu Gesicht bekommen hat. Legenden ranken um dieses angeblich 300 Seiten starke Papier. Es geht darin, so heißt es, um Macht, um Intrige, um Freunderlwirtschaft und um Misstrauen in der eigenen Regierung des Stadtoberhauptes, und es geht, so ist der Kern der Legende, um den Bau eines Geisterschlosses, dessen Kosten ausufern und von dem man eigentlich nicht weiß, ob es wirklich jemals fertig wird. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Meine Damen und Herren! Sie wissen natürlich, das ist keine Fiktion, es ist kein Roman von Dan Brown, die Wiener Stadtpolitik schafft etwas, was kaum ein amerikanischer Bestseller-Autor zuwege bringt. (Ruf: Das ist Realität!) Das ist Realität in Wien. Wir haben es ja heute vom Herrn Vorsitzenden gehört. Der Rechnungshofbericht wird zwar breit in den Medien diskutiert, aber die Mitglieder der Wiener Stadtregierung und wir hier herinnen als Gemeinderäte, quasi als Aufsichtsräte der Wien AG, tappen völlig im Dunkeln. Und das ist Absicht. Das macht die SPÖ mit Absicht. Wir sollen im Dunkeln tappen. Es wird, was den Skylink betrifft, verschleiert und gemauert, wo es nur geht, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP und von StRin Dr Monika Vana.)
Ich bin kein Verwaltungs- oder Verfassungsjurist, das haben gescheiterte Hirne zu entscheiden, ob diese Vorgangsweise richtig ist, dass nur der Bürgermeister den Bericht bekommen hat, aber eines ist auch klar: Es entsteht ja daraus noch ein zusätzliches Riesentamtam. Ja, wie schlimm muss denn dieser Rohbericht sein, wenn er so versteckt wird, meine Damen und Herren? Was steht denn da alles drinnen? (GRin Mag Waltraut Antonov: Hat ihn nicht der Pröll auch?) 

Also es schaut anscheinend nicht besonders gut aus, und dass es natürlich unangenehm wäre, über den Inhalt, den wirklichen Inhalt, so kurz vor einer Wahl zu diskutieren, das ist uns schon klar. Nur, es wird Ihnen und uns nicht erspart bleiben, meine Damen und Herren. 

Und da komme ich gleich auf den Kollegen Kowarik von den Freiheitlichen und die Einsetzung der Untersuchungskommission. Ja, wir sind grundsätzlich durchaus auch bereit, einer solchen zuzustimmen, aber jetzt nicht. Jetzt schauen wir uns zuerst einmal den Bericht an, Herr Kollege. Wir waren vor über einem Jahr dafür, als noch nicht einmal klar war, ob der Rechnungshof überhaupt prüfen darf. Jetzt hat der Rechnungshof geprüft, und jetzt möchte ich, bevor wir hier über eine Untersuchungskommission reden, zuerst einmal wissen, was in diesem Bericht steht. Es wird, wie ich schon eingangs sagte, wahrscheinlich eine ziemlich spannende Angelegenheit, und dann werden wir in diesem Haus – wie die Kollegin Vassilakou gesagt hat, in diesem Theater – in einigen Wochen oder Monaten entscheiden, ob eine Untersuchungskommission einzusetzen ist oder auch nicht.

Reden wir noch über einige Details zum Skylink-Debakel. Die Projektkosten brauche ich jetzt im Detail nicht mehr darzulegen. Ich habe sie mir natürlich auch wieder herausgesucht, man vergisst das ja innerhalb von ein paar Monaten wieder in den einzelnen Kennzahlen, aber das haben der Herr Kollege Kowarik und die Kollegin Vassilakou ja schon gut noch einmal dargestellt. 

Und ich glaube, dass es auch richtig ist, das so darzustellen, diese Thematik, dass bereits 2001/2002 mit der Planung in einem eigens dafür eingesetzten Lenkungsausschuss begonnen wurde, dass damals 2002 von 400 Millionen EUR die Rede war, und dieses Jahr, ich sage einmal, in der Hauptversammlung des Flughafens Wien, von 830 Millionen EUR Projektkosten. Gut, da waren dazwischen Planungen und Mehrkosten, das ist bei jedem Bauprojekt üblich, aber eine um mehr als hundertprozentige Verteuerung, das ist normalerweise nicht die Regel, meine Damen und Herren! Es mag hier die Regel sein, siehe Prater und viele andere, dass hier immer alles teurer wird, wenn es ums Bauen in Wien geht, ja, okay. Vielleicht ist das schon ein Gewöhnungseffekt und selbst 100 Prozent Überschreitung und 500 Millionen EUR machen nichts mehr aus. Aber das, was man unbedingt in Relation setzen muss, und das haben meine Vorredner auch schon sehr gut getan, ist die Tatsache der über 100-prozentigen Verteuerung auf der einen Seite und dem Nichthandeln und Nichtagieren der Wiener Stadtregierung als Vertreter letzten Endes des Geldes der Wienerinnen und Wiener. Was ist in diesen fast 10 Jahren passiert, wo sich das um 100 Prozent verteuert hat?

Und Kollegin Vassilakou hat es auch angesprochen, 2007 gab es einen ganz detaillierten Bericht von Vasko. Bitte lesen Sie den einmal. Wenn Sie ihn in drei Worten zusammenfassen, so war damals von mangelnder Planung, Problemverdrängung und einer laschen Kontrolle die Rede. Was ist 2007 passiert? Was hat die Stadt Wien beziehungsweise deren Vertreter in der Hauptversammlung gemacht? Was haben die Aufsichtsräte gemacht? Wenn wir uns schon hinter dem Aktienrecht immer verstecken, gut, soll sein. Das wird uns der Kollege Valentin wahrscheinlich heute genauso wie das letzte Mal wieder erklären. Und dass der Vizebürgermeister oder Bürgermeister nicht direkt eingreifen kann, gut, Aktienrecht, akzeptiere ich. Aber was haben die Vertreter der Stadt Wien in der Hauptversammlung gemacht? (Aufregung bei GR Dr Kurt Stürzenbecher.) Bitte kommt´s raus, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, und klärt uns auf: Was haben die Vertreter der Stadt Wien in der Hauptversammlung gemacht? Was haben die Aufsichtsräte gemacht, meine Damen und Herren? 

Und das Schlimme ist ja, auch das wurde heute schon angesprochen, dass sich die Geschichte wiederholt. Das war ja auch beim Flughafen Wien nicht das erste Mal. 1999 hat es ja schon einmal ein ähnliches Minidebakel gegeben. Ich meine, damals waren es auch drei Milliarden Schilling, also heute klingt das ja in Euro schon nach nichts mehr. Und damals hat dieses Debakel auch zum Rücktritt von zwei Flughafenvorständen geführt und es waren, wie auch Fiedler, der ehemalige Präsident des Rechnungshofes, gesagt hat und auch wie man aus vielen anderen Berichten lesen konnte, dieselben Fehler, die wieder gemacht wurden. Es wurden sogar zum Teil wieder dieselben Firmen wie schon Ende der 90er Jahre für den Skylink engagiert. Das sind Dinge, darüber wundert man sich als normaler Staatsbürger eigentlich nur, aber als verantwortungsvolles Mitglied der Wiener Stadtregierung müsste man hier beizeiten eingreifen.

Und die Möglichkeiten der Stadt Wien sind nicht so begrenzt. Der 20-Prozent-Anteil, das klingt nach so wenig - aber wir haben ohnehin nur 20 Prozent, das ist ja wohl fast schon ein Minderheitsanteil -, aber wenn Sie den Syndikatsvertrag betrachten, 20 und 20 ist 40, so ist zwar mathematisch 40 kleiner als 50, nur nachdem ja in einer Hauptversammlung nur die anwesenden Stimmen zählen, kommen dort die beiden Syndikatspartner Stadt Wien und Land Niederösterreich locker immer auf eine Zweidrittelmehrheit oder sogar auf 70, 80 Prozent der anwesenden Stimmen! Also man hätte dort alle Möglichkeiten, im Interesse der Wienerinnen und Wiener einzugreifen. Warum schweigen die Vertreter der Stadt Wien immer in der Hauptversammlung? Das wäre einmal wirklich eine Frage, die uns, glaube ich, hier alle interessieren würde. Genauso wie: Was berichten die Vertreter Wiens im Aufsichtsrat beziehungsweise welche Aufgaben bekommen sie von der Stadt Wien und vom Herrn Bürgermeister, um dann in den Aufsichtsratssitzungen entsprechend vorzugehen? 

Und natürlich bewegt uns alle, das haben wir ja heute auch von den Vorrednern schon gehört, die Frage: Warum wurde der Vorstandssprecher bisher nicht abgelöst? Gut. Also jetzt haben wir das letzte Mal vor einem Jahr, Kollege Valentin, du erinnerst dich, über das Thema Kollegialverantwortung diskutiert. Deshalb will ich heute nicht wieder auf das Aktienrecht hinaus. Bleiben wir einfach bei der moralischen Komponente. Dazu lese ich dir einmal kurz was vor - oder nicht einmal moralisch, wollen wir nicht gar so hochtrabend sein, sondern bleiben wir einfach beim gesunden Menschenverstand. Ich lese dir was vor: „Keine abgestimmten Pläne, keine Koordination. Drohende Umbaumaßnahmen mit erheblichem Kostenrisiko. Ein Großteil der Leistungen wurde bereits über Nachträge bestellt und abgerechnet. Ein Großteil der Arbeiten erfolgte auf Regie. Hohe Baustellengemeinkosten ohne adäquate Leistungen. Teilweise fehlende behördliche Bewilligungen. Unrealistische Kosten- und Terminziele waren die Folge." 
So, wer schreibt das oder wer sagt das? Die böse Opposition? Das waren übrigens, hier zusammengezählt, die Fehler, die dann letzten Endes zum Debakel geführt haben. Wer sagt das? Die böse Opposition? Die bösen Medien? Machen wir ein Ratespiel: Wer sagt das? Das ist aus dem Vorstandsbericht der Flughafen AG in der letzten Hauptversammlung. Die haben es ja dort ohnehin selber gesagt! Das ist ja bitte ... Und da reagiere ich als Eigentümervertreter nicht? Also wenn ich eine Firma habe und mein Generaldirektor sagt das öffentlich - das ist ja eine Selbstentleibung eines Managers -, er sagt, es ist alles schiefgegangen (Beifall bei der ÖVP.), aber keiner reagiert! Ja bitte, was muss denn noch alles passieren, meine Damen und Herren! Also ich will mich jetzt gar nicht aktienrechtlich damit beschäftigen, aber einfach nur die Frage des gesunden Menschenverstandes: Was kann sich ein Manager alles erlauben beziehungsweise ab wann ist er ablösereif?

Und jetzt weiß ich schon, es wird gleich wieder kommen: „Das Land Niederösterreich.“ Du weißt, das hat reagiert. Domany wurde abgelöst. Also wo ist da die Reaktion der Stadt Wien? (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Er war wohl auch ein politischer Günstling!) Ja, über das werden wir, über das können wir dann gleich noch reden. Ich bin ja da ganz offen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Außerdem es ist ja gut nachzulesen, man braucht ja nicht herumtun, von wo der Herr Gabmann kommt. (Allgemeine Heiterkeit.)

Aber es geht noch ein bissel besser. Jetzt haben wir 2009, letztes Jahr, eigentlich richtig schon den ganzen Topf so richtig am Dampfen. Es ist ja schon lange ... 2009 war es ja schon ruchbar, dass es ein Debakel ist. Der Domany war abgelöst. Und da stehen die Verlängerungen der Vorstände an. Was macht normalerweise ein verantwortungsvoller Eigentümer? Der ganz verantwortungsvolle Eigentümer würde diesen Vorstandssprecher, der das zu verantworten hat, gar nicht mehr verlängern. Ein Halbverantwortungsbewusster würde sagen: Na gut, also schauen wir es uns noch eine Zeitlang an, zwei Jahre. Bestellen wir ihn einmal auf zwei Jahre. Was macht der Flughafen Wien? Was machen die Aufsichtsräte? Der Aufsichtsrat ist ja zuständig für die Vorstandsbestellung. Fünf Jahre, meine Damen und Herren! Das Debakel war letztes Jahr auf dem Tisch, die Kostenüberschreitung war klar, Vasko-Bericht war auf dem Tisch, und es gibt einen neuen 5-Jahresvertrag für den Vorstandssprecher? Herzliche Gratulation, meine Damen und Herren, gut gemacht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt komme ich zu dem Thema Auswahl von Vorständen. Das ist ein heikles, auch für uns, gar keine Frage. Ich habe das auch schon vor einem Jahr gesagt und ich stehe dazu, auch wenn das vielleicht auch in meiner eigenen Partei nicht hundertprozentig von allen getragen wird, aber die Anzahl wird immer größer. Ich kann es nur der SPÖ auch empfehlen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Bei der Bestellung von Vorstandsposten hat die Politik die Finger rauszulassen! Wir sehen in vielen staatsnahen Betrieben, auch am Flughafen, wozu das führt, meine Damen und Herren. Ich stehe nicht ... (Heiterkeit bei GR Erich Valentin.) Na, was gibt es da zu lachen? Darf ich meine Meinung ... Stimmt das nicht? (GR Erich Valentin: Sie geben zu, die ÖVP macht politische Bestellungen?) Na ja, entschuldigen Sie Kollege, Kollege bitte! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wollen wir ein Kabarett werden? Sind wir jetzt im Kabarett? Ich meine, ist das ein Zufall – Quizfrage fürs Kabarett –, dass die drei Vorstände des Flughafens Wien alle aus einer politischen Funktion kommen? Also gut, wenn Sie an den Zufall glauben, haben Sie recht. Ich glaube es nicht ganz, dass es ein reiner Zufall ist. Und damit gehört aufgeräumt. Ich stehe nicht an, das zu sagen. Damit gehört ganz einfach aufgeräumt. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)
Aber, Moment, ich sage noch eines auch dazu, das kann aber auch nicht heißen, dass jemand, der einmal in einer politischen Funktion war, nicht in die Wirtschaft könnte. Da müssen wir sehr aufpassen, dass die Durchlässigkeit bleibt. (Beifall bei der ÖVP.) Aber an diese Mehrung von Zufällen glaubt kein Mensch. Wenn Sie uns das Märchen, diese Geschichte weiter erzählen wollen, bitte dann kommen Sie heraus und tun Sie es. Ich glaube nicht mehr an Märchen. Ich bin schon alt genug.

Und dieses System der Bestellung ist mitschuldig am Debakel vom Flughafen Wien, das muss man einfach einmal so sagen. Und dass das Auswirkungen hat auf den Wirtschaftsstandort, das ist auch ganz klar. Auch da nehme ich schon wieder vorweg, weil die Argumentation kenne ich vom letzten Jahr und ich bin ein lernendes Wesen, es hat ja geheißen: Ja, wenn wir immer so böse über den Flughafen reden, das ist ganz schlecht für den Wirtschaftsstandort Wien. Es ist schlecht für den Wirtschaftsstandort Wien, dass keine Konsequenzen gezogen werden, meine Damen und Herren! 

Und wenn Sie sich die Pressetexte oder nur die Headlines vom letzten Jahr, nur von den letzten 12 Monaten seit unserer letzten Sondersitzung durchlesen: „Die Superrentner von Schwechat“, „Der Rechnungshof kritisiert scharf: Flughafenvorstand überbezahlt“, „SOS am Flughafen, gefährliche Mängel“, „Organversagen“, „Das Skylink-Trauma“ - es ist nicht die Politik, es ist hier nicht die Opposition, die irgendetwas schlechtredet, es ist die Untätigkeit der Wiener Stadtregierung und der SPÖ-Wien, die den Wirtschaftsstandort Wien und den Flughafen Wien gefährden, meine Damen und Herren! Das muss man einmal ganz klar feststellen. 

Aber nicht nur das Reden darüber - wissen Sie, ich bin ein berufsbedingter Vielflieger. Ich geniere mich eigentlich jedes Mal, wenn ich in Wien in der Ankunftshalle ankomme. Die schaut einstweilen wie die Ankunftshalle eines Flughafens irgendwo im Ostural von vor zehn Jahren aus. (Aufregung bei GRin Mag Waltraut Antonov.) Es ist nicht mehr zeitgemäß. Ich weiß nicht, irgendwo in Afrika, in Südamerika. (Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Wie schaut denn das aus? Du bist ja auch international unterwegs. Das ist doch nicht mehr zeitgemäß. Das ist ein überlasteter Flughafen, eine fürchterliche Ankunftshalle, und das passiert alles nur, weil der Skylink noch immer nicht in Betrieb ist! Weil man zugewartet hat, auch wieder ein Versäumnis des Managements. Man hat mit der Renovierung der Ankunftshalle zugewartet. (Weitere Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Na, schau dir einmal die Deckenhöhe dort an! Wenn das noch zeitgemäß ist heutzutage? (GR Mag Thomas Reindl: Aber die Ankunftshalle bleibt doch gleich!) Die Ankunftshalle wird nicht gleichbleiben. Gut, auch das werden wir im Eins-zu-eins-Modell klären können. Die Ankunftshalle bleibt nicht gleich, weil sie völlig überlastet ist. Aber das werden wir klären, Kollege. Gut? 

Man könnte auch noch darüber reden, wie man bei der Hauptversammlung mit den Kleinaktionären umgeht, aber gut, das schenke ich mir heute. Das Wichtigste und die Quintessenz - und das haben auch meine Vorredner schon angesprochen - ist letzten Endes das Thema: Wie geht man in Wien mit Managerverantwortung und wie geht man mit politischer Verantwortung um? Und das zieht sich ja quasi von oben nach unten durch. Wenn Politiker in dieser Stadt nie Verantwortung übernehmen, wenn in Ressorts, die ihnen zufallen, etwas schiefgeht, dann werden es auch die Manager nicht. Wenn man niemals Manager zur Verantwortung zieht, die man vorher ausgewählt hat, dann werden Debakel zur Normalität. Und genau das haben wir und genau das ist ja auch das Motto des Herrn Bürgermeisters. 

Das hat der Herr Kollege Kowarik heute, glaube ich, sehr gut schon dargestellt, und das möchte auch ich noch einmal ansprechen: Der Flughafen Wien ist ein nicht unbedeutender Faktor für den Wirtschaftsstandort und es ist ein nicht unbedeutender Vermögensteil der Stadt Wien. Und dass dann der Bürgermeister, wenn dort etwas schiefgeht so wie es schiefgegangen ist, einfach sagt: „Geht mich nix an.“ – ja, was geht dann ein Stadtoberhaupt überhaupt etwas an? Das Steuergeld der Wiener geht ihn nichts an? Gut, wir müssen nichts einzahlen, aber die Kollegin Vassilakou hat es völlig richtig dargestellt: Es entgehen die Dividenden, meine Damen und Herren! Wenn das Skylink-Debakel nicht gewesen wäre, könnte der Flughafen Wien die Dividenden ausschütten und damit Geld für jeden einzelnen Bürger oder Bürgerin in dieser Stadt. Also es geht sehr wohl um das Geld. Aber immer, wenn es ums Geld geht, immer, wenn es um Verantwortung geht, immer wenn etwas schiefgeht, ist die einzige Meldung der SPÖ-Wien und des Herrn Bürgermeisters dazu: „Geht mich nix an.“ Dieses System gehört abgewählt und das werden sich die Wienerinnen und Wiener nicht mehr länger gefallen lassen. Das werden Sie am Abend des 10. Oktober sehen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.
 10.13.55

†GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem ich 30 Minuten Zeit habe, kann ich mich ja in der Tat mit den Argumenten inhaltlich befassen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Was wetten, dass das nicht passiert!) Das ist ja immer die Frage, ob der Rezipient auch in der Lage ist, das aufzunehmen. Ich meine (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das schau’ ich mir an! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.), Kommunikation hat durchaus mit zweien oder mehreren zu tun. Und gib mir eine Chance, ich gebe Sie dir auch, nicht! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Okay, schauen wir einmal!) 

Wenn ich mir die Ausführungen von meinem Vorredner der ÖVP angehört habe, und wir diskutieren das Thema ja mindestens schon das zweite Mal, so darf ich dir zuerst einmal – ich hoffe, es schadet dir nicht – ein Kompliment machen: Deine Reden sind wirklich von einer Leichtfüßigkeit und sie haben auch ein gewisses Maß an überraschender bis kurzweiliger Tendenz. Was mir allerdings dabei eingefallen ist, ist nicht nur, dass du den Herrn Bürgermeister falsch zitiert hast, weil der nicht gesagt hat: „Es geht mich nichts an“, zumindest nicht zu dieser Causa, weil ich mir genau angesehen habe, was ... (Heiterkeit bei GRÜNEN und FPÖ.) Manchmal geht es einen durchaus nichts an, was die Opposition zu Dingen sagt, die das Hohe Haus inhaltlich nicht berühren, aber dazu später. Zu der Causa hat er gesagt: „Man wird sich den Rechnungshofbericht ansehen.“ 
Im Übrigen hat er dasselbe gesagt wie der Landeshauptmann von Niederösterreich, der sich auch genauso an die Gesetze und an den Ablauf eines Rechnungshofberichtes wie der Wiener Landeshauptmann hält. Er hat gesagt, es werden sich die Stellen der Stadt Wien damit auseinandersetzen. Dann wird es eine Vorlage geben und wenn es zu Verfehlungen gekommen ist, dann werden selbstverständlich die Leute, die zur Verantwortung zu ziehen sind, auch zur Verantwortung gezogen. Genau ... (StR Johann Herzog: Seit wann denn?) Na, nachlesen! (StR Johann Herzog: Ich glaube nicht daran!) Es mag durchaus in Zeiten des Wahlkampfes nicht gerade eine vordringliche Eigenschaft der FPÖ sein, sinnerfassend zu lesen, aber das hat er tatsächlich nicht nur geschriebenermaßen kommuniziert, sondern tatsächlich auch in einem Interview gesagt. (StR Johann Herzog: Das ist eine totale Umkehr der SPÖ.) Ich weiß schon, Lesen fällt manchmal schwer, aber er hat es tatsächlich gesagt. Und deshalb finde ich es im hohem Maße unkorrekt, das sage ich ganz offen, wenn man den Herrn Bürgermeister hier falsch zitiert, weil genau das Gegenteil von dem, was jetzt vermeintlich zitiert wurde, hat der Herr Bürgermeister tatsächlich gesagt. (GR Mag Dietbert Kowarik, Unterlagen zeigend: Ich habe es wortwörtlich vorgelesen!) Wenn ich mir jetzt tatsächlich dann die Ausführungen ansehe, so wird mir durchaus klar, warum ein nicht unbekannter Wirtschaftslenker dieser Republik, der euch nicht so fern steht, nämlich der Raiffeisengeneral, in manchen Wirtschaftsfragen vor der ÖVP ein bisschen Angst bekommt. Denn wenn hier der Ratschlag gegeben wird, man möge sich einmal mehr ins operative Geschäft einer Aktiengesellschaft einmischen, dann muss einem in der Tat angst und bang werden, denn gerade das, was du gesagt hast, war in der Auswirkung genau das Gegenteil von dem, was du als Postulat aufgestellt hast. Am Beginn zu sagen: „Ja, Politik soll sich nicht einmengen.“ und dann genau am Ende der Rede auflisten, was man zu tun hat, ist genau das Gegenteil von dem, was du am Anfang deiner Rede gesagt hast. (Aufregung bei GR Mag Alexander Neuhuber. – Beifall bei der SPÖ.) Und ich denke mir, jetzt sage ich es ganz offen, das tut der ÖVP und der Wirtschaftskammer und den vermeintlichen Wirtschaftsverantwortlichen der ÖVP in Wien ja weh. Jetzt weiß ich schon, warum dann Raiffeisen wirtschaftlich eher auf die Stadt Wien und auf den Herrn Bürgermeister baut als auf so eine ÖVP in Wien. Ich kann es verstehen, ich kann es nachvollziehen, dass selbst eure Freunde draufkommen, dass ihr wirtschaftlich keine verlässlichen Partnerinnen und Partner seid. Das ist traurig, ist aber so. (Aufregung bei StR Johann Herzog. - Beifall bei der SPÖ.)
Nachdem du uns ja mit zwei quizähnlichen Fragen beschäftigt hast, habe ich mir gedacht, ich muss das auch machen. Ich meine, dem guten Beispiel folgend und ich habe ja Zeit genug und wir haben ja alle Zeit, dass wir uns heute hier treffen, habe ich auch etwas vorbereitet: Was würdest du oder wer glaubst du, wer das gewesen ist, der gesagt hat: „ Ergebnis einer Wirtschaftspolitik ist, ich habe neun Buchhaltungen, ich habe neun Personalbüros und Personalabteilungen und ich kann als Verantwortlicher derzeit nicht sagen, wo wir Verluste schreiben, wo wir Gewinne schreiben, wo das Geld hinläuft und wo wir ansetzen müssen.“ Wer war das? Das sind die ÖBB nach dem jahrelangen Einfluss von Blau und Schwarz! (Heiterkeit bei der ÖVP und FPÖ. – GR Dr Wolfgang Ulm: Ja die ÖBB! Die ÖBB!) Das sind die ÖBB, die filetiert worden sind! Das sind die ÖBB, die zugrunde gerichtet worden sind! (GR Mag Alexander Neuhuber: Die ÖBB! Die ÖBB!) Das sind die ÖBB, die nicht mehr ihren Verpflichtungen nachkommen können! (Weitere Heiterkeit bei der ÖVP und FPÖ.) Das sind die ÖBB, wo öffentlicher Personennahverkehr mit Füßen getreten wird! Das sind die ÖBB, die privatisiert werden sollten! Das sind die ÖBB, die von euch kaputt gemacht worden sind! Das ist eure Wirtschafskompetenz! Und ihr wollt uns sagen, was wir tun sollen? (StR Johann Herzog: 60 Jahre nichts geschehen! Da ist nichts geschehen! - Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ernst, du sollst mit Argumenten zum Flughafen kommen!) Ich komm’ ja schon zu dir, ich komm’ ja schon! (GRin Mag Waltraut Antonov: Zum Skylink! Zum Skylink, bitte!) Ich hab’ noch 24 Minuten und ich komm’ schon noch zu dir, keine Sorge, keine Sorge! Geduld, Geduld, Geduld, gemach, gemach, wir haben noch Zeit genug! 

Und jetzt hast du dann auch noch etwas ganz, ganz Wesentliches in den Raum gestellt, was ich auch gemeinsam mit dir - und wir sind nicht nur beide Unternehmer, du größer, ich kleiner, wir sind uns ja auch mit Verantwortlichkeiten in manchen Bereichen durchaus ähnlich. Ich gebe dir hundertprozentig recht, dass es auch auf Anstand ankommt und den Anstand, den kann man auch darin ermessen, wie sich die Einzelpersonen in ihren Funktionen gebärden. Da habe ich mir rausgesucht, weil ich ja auch ein sehender und hörender Mensch bin, was der Herr Vorstandsdirektor Domany, der in dem Jahr seiner Ablöse ja von Ende Februar bis September mit vollen Bezügen spazieren gegangen ist, ganz einfach, weil es zu gefährlich war, dass man ihn noch an irgendwas heranlassen hätte können und weil dein dir nicht allzu ferner politischer Landeshauptmann seine Ablöse ... (GR Mag Alexander Neuhuber: Was ist? Der ist abgelöst worden!) Ach das war kein politischer ... Okay, das musst du mir nachher erklären, ob das politische Einflussnahme war oder nicht, das verstehe ich jetzt nicht ganz. Landeshauptmann und nicht mehr politisch? Okay, aber wie gesagt, schauen wir uns die Einzelpersonen an. Der ist nicht nur spazieren gegangen, er hat spazieren gehen müssen, er hat auch nur vergessen, bis September seinen Dienstwagen abzugeben, obwohl er für den Flughafen nichts mehr gemacht hat. Also wenn das die persönliche Verantwortung ist, die du einforderst aus deinem Bereich, dann sage ich, Grüß Gott, da bedanke ich mich! Da klafft einigermaßen das Handeln mit den Forderungen auseinander. Ich denke mir, es ist auch unfair, wenn man da was postuliert und selber weiß, dass die eigenen Leute, die man offensichtlich eingesetzt hat, das nicht eingehalten haben. Ich finde das nicht gerade sehr seriös. Ich finde es auch nicht gerade eine sehr seriöse Argumentation.

Die Frau Vassilakou hat gefragt, ich habe immer das Pech, wenn ich auf die Frau Vassilakou replizieren will, dann ist sie gerade nicht im Saal. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Der Herr Bürgermeister ist auch nicht da!) Das war bei den Hunderln so, das war bei der nächsten Geschichte so. (StR David Ellensohn: Die Frau Brauner ist auch nicht da! – Aufregung bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Vielleicht liegt das darin ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Der Herr Bürgermeister ist auch nicht da!) Na ja, also wenn der Herr Bürgermeister mir was sagt oder mich was fragt, dann wartet er zumindest ab, was ich drauf sag’. Die Frau Vassilakou (Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.) hat offensichtlich die Tendenz, zur nächsten Pressekonferenz, zum nächsten Wahlkampftermin zu eilen. Nein, ich nehme mir nur das Recht heraus, als einfaches kleines Mitglied dieses Gemeinderates zu schauen, wie die Parteivorsitzende der GRÜNEN die Anwesenheit sieht, besonders dann, wenn sie selber zu dem Thema redet. Also okay, sie hat mich was gefragt, Sie werden es ausrichten. (GRin Mag Waltraut Antonov: Genau!) Sie hat gefragt, ob es irgendjemanden gäbe, der sein Geld am Flughafen investieren würde. Also ich würde mir wünschen, ich hätte die finanzielle Fortune gehabt, vor einem Jahr Flughafenaktien zu kaufen, weil wenn Sie sich ein bisschen, aber nur ein bisschen mit Wirtschaftspolitik beschäftigen würden oder zumindest versuchen würden, die wirtschaftspolitischen Seiten der Magazine zu lesen, dann hätten Sie mitbekommen (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Dass das von 80 auf 27 runtergefahren ist und nachher wieder hinauf!), dass beim Flughafen Wien (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Genau das ist passiert! 80 war der Rückstand!), bei der Aktiengesellschaft, der Aktienwert (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Jetzt hat er sich wieder gesteigert!) um 47;5 Prozent gestiegen ist. Also alle diejenigen ... (Große Aufregung bei GRÜNEN und ÖVP.) Noch einmal, wir versuchen das noch einmal, vielleicht verstehen wir es gemeinsam. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Der Kollege Valentin ist am Wort.

GR Erich Valentin (fortsetzend): Wir können es uns ja ansehen, wie sich andere Aktien entwickelt haben. Wir können uns ja ansehen ... Schauen Sie, der Flughafen arbeitet ja nicht in einem luftleeren Raum. Wir können uns anschauen, wie sich der gesamte ATX verhalten hat. Und wenn die anderen Spitzenreiter des ATX am Börsenstandort Wien die Firma Andritz war, Schoeller-Bleckmann war, Zumtobel war, bwin war, das sind alles Firmen, die durchaus renommiert sind, und ich festhalten muss, dass von denen die erfolgreichste Firma die Flughafen Wien AG war, die mit 47,5 Prozent gestiegen ist, dann kann man nicht davon sprechen, dass es ein Debakel ist! Das ist eine Erfolgs-Story! (Aufregung bei den GRen Dipl-Ing Martin Margulies und Mag Alexander Neuhuber.) Und es ist unverantwortlich, selbst für Oppositionspolitiker unverantwortlich, einen Wirtschaftsbetrieb, der eine derartig wichtige Rolle für Wien hat und für die Wienerinnen und Wiener ja maßgeblich erfolgreich ist, hier in dieser Sitzung niederzureden! Das ist unseriös! (Beifall bei der SPÖ.) Die Damen und Herren, die dort arbeiten, werden sich bei Ihnen bedanken. 55 Prozent der 20 000, die dort arbeiten, sind Wienerinnen und Wiener. 70 000 Menschen sind als Zulieferer in Zulieferungsbetrieben beschäftigt und 220 000 Menschen sind im Bereich Tourismus und Auslandsrepräsentanzen mittel- und unmittelbar von der Fortune des Flughafens und der dortigen Geschäfte abhängig. (GR Mag Wolfgang Jung: Diese Arbeitsplätze gefährden Sie!) Und all die werden sich herzlich bedanken, wenn Sie eine Erfolgs-Story niederreden, die werden sich herzlich bedanken, wenn Sie diese Arbeitsplätze in Gefahr bringen (GR Mag Wolfgang Jung: Genau! Die gefährden Sie!), die werden sich herzlich bedanken, wenn Sie sagen, dieser Betrieb schreibt keine Gewinne! 

Wenn wir uns dann die Zahlen anschauen und die drei Oppositionsredner haben sich in einem gemeinsam ausgezeichnet: Sie haben es vermieden, Zahlen zu nennen. Jetzt könnte man sich fragen. Jetzt reden wir über einen Wirtschaftsbetrieb und die reden von keinen Zahlen! (GR Mag Wolfgang Jung: O ja!) Warum tun sie das nicht? Ein Blick in die Zahlen macht sichtbar, warum sie es nicht getan haben, denn wenn letztes Jahr die Flughafen Wien AG einen Umsatz von 501,7 Millionen gemacht hat, da haben sie einen Gewinn von 73,4 Millionen EUR geschrieben. Ein Betrieb, der derartige Gewinne schreibt, gehört zu den Top-Betrieben Österreichs und ist kein Debakel, sondern eine Erfolgs-Story! (Aufregung bei der FPÖ.) Und dass Sie das kleinreden wollen, meine Damen und Herren, ist halt Ihre Strategie (GR Dipl-Ing Martin Margulies: So ein Monopolbetrieb wie der Flughafen Wien ist deppensicher!) wenige Tage vor einem Wahlkampf, wo Sie selber offensichtlich in einer hoffnungslosen Situation sind! Das ist die Wahrheit! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei den GRÜNEN.) 

Wenn man sich anschaut, meine Damen und Herren, wie dieser Flughafen in der Region wirkt und wenn man sich ansieht, welche arbeitsplatzsichernde Komponente in der Wirtschaftspolitik unserer Stadt dieser Flughafen einnimmt, dann kann man mit Fug und Recht sagen, dass man stolz darauf ist. Was es aufzuklären gilt, das ist aufzuklären. Was im Rechnungshofbericht drinnen steht, das wissen Sie wahrscheinlich genauso gut wie ich, nämlich gar nicht, weil der vertraulich ist. Etwas anderes kann ich ja nicht annehmen und nehme ich ja nicht an, oder? (StR David Ellensohn: 11. Oktober! 11. Oktober! – GR Mag Wolfgang Jung: Lesen Sie keine Zeitung?) Zeitung lesen, richtig, das ist ein gutes Stichwort. (GR Mag Wolfgang Jung: Heute auch? Heute auch? – GR Mag Alexander Neuhuber: Der nächste Fall!) Ich lese den „Kurier“ (GR Mag Wolfgang Jung, den heutigen „Kurier“ zeigend: Der nächste Fall!), der offensichtlich ein Zipferl vom Rechnungshofbericht erahnt hat und der „Kurier“ schreibt eindeutig, dass es keine politische Einflussnahme (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) gegeben hat. Also wenn der „Kurier“ was gewusst hat, wenn Sie das glauben und wenn Sie gleiche Informationen haben wie ich, dann können wir beide beruhigt zur Kenntnis nehmen: Keine politische Einflussnahme. Und wenn wir uns das anschauen, das liegt auf dem Tisch, weil es ja eine Pressekonferenz gegeben hat, das Gutachten von Univ-Prof Jud über die Fragen, haben dort gesellschaftsrechtliche Institutionen in der Flughafen Wien AG unrechtmäßig gehandelt, sind sie ihrer Verpflichtung zur Warnung, sind sie ihrer Verpflichtung zur Berichterstattung, und, und, und nach dem Aktienrecht nicht nachgekommen, dann gibt es dort auch ein Gutachten, das sagt, nein, sie sind allen Auflagen des Aktienrechtes nachgekommen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Und was macht die Finanzmarktaufsicht?) Und wenn, meine Damen und Herren, das so ist und wenn offensichtlich bis jetzt nichts anderes gefunden und attestiert worden ist, dann, denke ich mir, ist es unverantwortlich von Ihnen, von Debakel zu reden! Man wird sich darüber unterhalten müssen, erstens, warum es zu dieser Verteuerung gekommen ist - das hat auch der Herr Bürgermeister gesagt. (StR Johann Herzog: Ein Debakel muss man verhindern, nicht klären!) Man wird sich darüber unterhalten müssen, was die Gründe waren und allenfalls, wenn es Verfehlungen gegeben hat, die Konsequenzen ziehen. Aber das ist etwas total Normales, das ist etwas, wie man ordnungsgemäß in einer Aktiengesellschaft vorgeht, wie es auch die Gesetze vorschreiben und, meine Damen und Herren, es ist etwas, was ganz klar und deutlich auch getan wird. Dafür stehen die Sozialdemokraten, nämlich für die Rechtsstaatlichkeit. Sie raten uns, die Gesetze zu brechen. Wir werden Ihrem Wunsche nicht folgen! (GR Mag Dietbert Kowarik: So ein Blödsinn. – Aufregung bei der FPÖ.) 

Der Antragsteller der heutigen Sitzung hat von Rechtswidrigkeit und Unwahrheit gesprochen. Ich glaube, ich zitiere Sie da richtig, diese Worte haben Sie gewählt. Ich glaube, Sie wissen, wovon Sie reden. Wenn ich mir heute die Pressemeldungen anschaue und Sie einen Bundesparteivorsitzenden haben, der den Hauch der Justiz ja eigentlich schon im Genick spüren muss, der muss ihm ja schon ziemlich nahe sein, nicht, weil die Frage falsche Zeugenaussage, Unwahrheit etwas ist, was die Strafprozessordnung und das Strafgesetz regeln. 

Und wenn die Zeitungen heute die Wahrheit schreiben - ich nehmen an, Sie klagen die Zeitungen, wenn das nicht stimmt -, dann ermittelt bei diesem Offizialdelikt die Staatsanwaltschaft bereits gegen den Herrn Strache. (Aufregung bei der FPÖ.) Na ja, da denke ich mir, Sie wissen, wovon Sie reden. (GR Dr Herbert Madejski: Was redest du für einen Blödsinn?) Und man kann Ihnen auch eine gewisse wirtschaftliche Fortune nicht absprechen. (GR Dr Herbert Madejski: Du lenkst ab!) Da mein Kompliment, denn nicht nur, dass der Kollege Meischberger von euch wegen Anstiftung zur Steuerhinterziehung bereits verurteilt ist, hatte er offensichtlich ein sicheres Händchen dafür (GR Dr Herbert Madejski: Du lenkst ab!), wie man aus Geschäften persönlichen Rebbach zieht. Und wenn dann ... (Aufregung bei der FPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Und der Elsner und die Fußfessel?) Das mit der Fußfessel ist gefährlich, da wird eine Zelle frei vielleicht für jemanden, der jetzt knapp davor steht. Vielleicht kann man ihn dann besuchen, keine Frage. (Weitere Aufregung bei der FPÖ.) Aber wir werden uns anschauen können, wie der Wunderwuzzi, den die FPÖ in die schwarz-blaue Regierung geholt hat, der jetzt mit offenen Konten zu kämpfen hat, der Geldflüsse erklären muss und der erklären muss, warum ein Freund eine Auslandsreise vorher bezahlt hat und dann hat man es wieder zurückgezahlt. Leider gibt es dafür keinen Beleg. (GR Dr Herbert Madejski: Wieso weißt du denn das?) Na, weil ich Zeitung lese. (GR Dr Herbert Madejski: O je, aus Zeitungen! Aus Zeitungen! – Heiterkeit bei der FPÖ.) Weil ich sinnerfassend, im Gegensatz zu euch, Zeitung lesen kann und da lese ich Dinge, die mich verunsichern. (GR Dr Herbert Madejski: Jeden Tag? – Aufregung bei der FPÖ.) Da denke ich mir, wenn das die Absender der Wahrheit sind, die da tatsächlich ... (GR Dr Herbert Madejski: Tu nicht ablenken!) Ich weiß, dass Ihnen das unangenehm ist. Deshalb kann ich noch elf Minuten darüber reden. (GR Dr Herbert Madejski. Tu nicht ablenken!) 

Ich weiß nicht, wie man sich fühlt. Wenn das die Absender der Kritik sind, dann denke ich mir: Wie muss der Inhalt ausschauen? (Aufregung bei der FPÖ.) Da denke ich mir: Wie geht es denen, die teilweise offensichtlich von der Justiz gejagt werden? Wie geht’s denen, die die Konten aufmachen müssen? Wie geht’s jemandem, der ein hochrangiger Parteifunktionär war und draufgekommen ist: Hoppala, da hätten wir ja doch etwas versteuern müssen! Hoppala, da ist doch was aufs Konto eingegangen! Ich kann es mir nicht ganz erklären, warum da BUWOG draufsteht, ich habe keine Wohnung dort gehabt, aber hoppala, hätten wir da nicht versteuern müssen? Und knapp so vor der Ziellinie, bevor die Finanzfahndung da ist – hab’ ich vergessen. Wahrscheinlich, weil es über ein Auslandskonto gekommen ist, das verwirrt einigermaßen. Wahrscheinlich war der Kontoauszug auch noch in einer fremden Sprache geschrieben, das verwirrt doppelt. Und dann haben wir es halt einfach nicht deklariert. (GR Dr Herbert Madejski: Du kannst als Muppet gehen!) Und wenn ... Ihr seids ein bisschen still momentan, gell? Das wirkt langsam, gell? Es ist absolut klar und deutlich, dass die Absender einer politischen (GR Mag Dietbert Kowarik: Sagen Sie zum Thema auch etwas!) Meldung offensichtlich auch für die Qualität der Nachricht verantwortlich sind. Und wenn Sie uns erklären, was Wahrheit ist, fällt mir dazu einiges ein. (GR Dr Herbert Madejski: Was gibt es zum Skylink zu sagen?) Und ich denke mir, Ihre Stille, Ihre Betroffenheit ist Zeichen dafür, dass Sie erkannt und ertappt sind. Und das ist gut so, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Das Zauberwort ist Skylink!) Ich weiß, ich weiß, ich weiß. (GR Dr Herbert Madejski: Das Zauberwort heißt Skylink!) Das Zauberwort heißt offenes Konto. (GR Dr Herbert Madejski: Skylink! Skylink!) Das Zauberwort heißt politische Ehrlichkeit. Das Zauberwort heißt Redlichkeit und mit dem haben Sie alle nichts zu tun! (StR Johann Herzog: Steht da was im Rechnungshofbericht?) Das ist die Wahrheit, meine Damen und Herren, und das muss einmal klar und deutlich einmal mehr gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren, wir haben eine Rechnungshofprüfung, einen Rohbericht, der den Verantwortlichen zugestellt worden ist, der jetzt bearbeitet wird. Alle diejenigen, denen das zugestellt worden ist, haben bekundet, diese Bearbeitung verantwortungsvoll zu tun. Sie haben zugesichert, wenn darin persönliche Konsequenzen zu ziehen sind, dann werden sie das tun. So geht man ... (GR Mag Alexander Neuhuber: Die Staatsanwaltschaft hat schon die Ermittlungen aufgenommen!) Also Staatsanwaltschaft ist ein gutes Wort. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Da bringt mich der Kollege Neuhuber gleich wieder auf etwas. (GR Mag Alexander Neuhuber: Na super!) War der umgefärbte Karl-Heinz Grasser nicht dann die große Hoffnung der Österreichischen Volkspartei? (GR Mag Alexander Neuhuber: Was hat der mit Skylink zu tun?) Hat nicht Ihr ehemaliger Bundesparteivorsitzender ihn sogar als seinen Nachfolger ins Spiel gebracht? Stellen Sie sich vor, stell dir vor, Kollege Neuhuber, du hättest den bekommen! (GR Mag Alexander Neuhuber: Und was hat er mit Skylink zu tun?) Stell dir vor, was ihr jetzt für Probleme hättet! (GR Dr Herbert Madejski: Ja, ja!) Aber der ist schon bei euch im Vorstand gesessen. Der war ja gar nicht mehr so weit von dem Job entfernt. Der ist bei euch in den Vorstandssitzungen, wird mir erzählt, ich bin da ja nicht dabei, aber er sagt selber: Ich bin dort gegessen und habe mit dem Herrn Bundeskanzler Schüssel, der wiederum tatsächlich Parteimitglied der ÖVP ist, gemeinsame Sache, gemeinsame Pläne geschmiedet. Und der Mann muss jetzt die Konten öffnen, der Mann, der offensichtlich für höchste Parteiweihen innerhalb der ÖVP gut gewesen ist! (GR Dr Herbert Madejski: Zur Sache!) Der ist auf dem Ticket ... (GR Dr Herbert Madejski: Zur Sache! Zur Sache!) Ah, ich habe gedacht, wir reden heute über Glaubwürdigkeit? (GR Dr Herbert Madejski: Das ist nicht das Thema! Skylink!) Das ist nicht mein Thema? (GR Dr Herbert Madejski: Skylink! – GR Mag Dietbert Kowarik: Skylink!) Ich nehme zur Kenntnis, dass die beiden Oppositionsparteien meinen, wir reden nicht mehr über Glaubwürdigkeit, weil sie dafür offensichtlich nicht mehr kompetent sind. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich nehme das zur Kenntnis, ist auch in Ordnung! (Beifall bei der SPÖ.) Ich genieße es immer, wenn die Opposition so ruhig ist, weil da merkt man, man hat sie irgendwo erwischt, nicht? (GR Godwin Schuster: Ja, so ist es! So ist es!) Okay. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Aufregung bei der FPÖ.) 

Langer Rede kurzer Sinn, meine Damen und Herren (Aufregung bei GR Mag Johann Gudenus, MAIS.): Wir haben heute eine Sondersitzung, die offensichtlich, das zeigen die Fakten, aus wahltaktischen Gründen einberufen ist. Die Frage ist, ob das ein verantwortungsvoller Umgang mit dem Instrument Wiener Gemeinderat ist. Mag sein, das müssen Sie für sich selber klären. Da müssen Sie sich selber in den Spiegel schauen können. Tatsache ist, dass das heute offensichtlich eine Abrechnung in Sache politischer Glaubwürdigkeit hätte werden sollen. Und Tatsache ist, dass Sie da eine sehr, sehr schlechte Figur machen! Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Es redet das schlechte Gewissen! Es redet das schlechte Gewissen! - Aufregung bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Kowarik gemeldet.
 10.36.46

†GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Danke, Frau Vorsitzende!

Der Kollege Valentin hat in seiner Rede behauptet, dass der Bgm Häupl im Zusammenhang mit dem Skylink niemals gesagt hat: „Das geht mich nichts an.“ Ich berichtige und zitiere abermals aus dem „Standard“ vom 6. Juli 2009: „Das ist dort zu lösen und geht mich nichts an.“ Und in weiterer Folge noch einmal ein Zitat: „Das ist ein ganz normaler Betrieb, der sich Investitionen selbst erwirtschaftet und von dem Wien und Niederösterreich 20 Prozent halten. Dem Betrieb selber geht es ja nicht schlecht. Noch einmal: Es geht mich nichts an.“ Danke. (GR Mag Wolfgang Jung: Das selektive lesen Können des Herrn Valentin! - Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik. Ab jetzt 15 Minuten.
 10.37.31

†GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Wer jetzt genau aufgepasst hat, sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren, weiß spätestens nach den Ausführungen des Kollegen Valentin, warum die SPÖ am 10. Oktober eine Watsch'n kriegen wird. Es war einmalig. (Beifall bei der FPÖ.) Da ist der Kollege Troch dagegen erdverbunden. Das war jetzt echt filmreif, wie der Kollege Valentin da gehängt ist (Aufregung bei GR Prof Harry Kopietz.) und uns von da die Welt erklärt hat. Ich habe genau aufgepasst. Da hat er dann so herumdoziert, hat uns die Welt, die Arbeitsplätze, die Wirtschaft und die Welt an sich erklärt. Er hat gesagt, was wir machen dürfen, was die SPÖ alles richtig macht. In seiner gönnerhaften, professorenhaften Art hat er uns erklärt, wie das Ganze eigentlich rennt. Und unter diesem Aspekt verstehe ich es, dass er zu Fluglärmdiskussionen nicht hingeschickt wird beziehungsweise nicht hingehen darf. Er ist Stimmengift. So wie es in Hollywood das Kassengift gibt, ist der Valentin mit seiner fleischgewordenen Präpotenz Stimmengift. Schickt’s ihn bitte irgendwann noch in den letzten drei Wochen raus, egal, wohin, auf die Straße, zu Bürgerversammlungen, irgendwohin. Er ist der beste Wahlhelfer der FPÖ! (Beifall bei der FPÖ.) 
Er hat über blühende Flughafenlandschaften gesprochen. Er hat wie immer natürlich seine Arbeitsplatzkeule ein bisschen geschwungen, weil wir ja weniger Fluglärm verlangen, das gefährdet bis zu 100 000 Arbeitsplätze. Er steigert sich da auch von Aussendung zu Aussendung, von Rede zu Rede. Manchmal sagt er 20 000, dann 30 0000, 60 000, 100 000 habe ich auch schon gelesen, die bei weniger Fluglärm von heute auf morgen verloren gehen. Auch wenn man den Machenschaften der SPÖ am Flughafen kritisch gegenübersteht und den Rechnungshofbericht, Rohbericht, haben will, gefährdet man auch die Arbeitsplätze und redet den Flughafen gleich schlecht. Die ganze Darbietung hat mich ein bisschen erinnert, ich habe heute in der Früh ein Interview mit dem Prof Knoflacher im Radio gehört, der anlässlich des autofreien Tages nicht nur etwas von einer autofreien Welt gefaselt hat, sondern auch noch gemeint hat, er hat mit einer Studie in den späten 60er Jahren oder was weiß ich, wann, das Weltkulturerbe für Wien sichergestellt.

So in etwa war das heute, ja. Ein unglaubliches Erstaunen auch in den Gesichtern der Sozialdemokraten. Das war also der Knoflacher. (GR Heinz Hufnagl: Das gehört aber auch nicht zum Skylink!) Sein Verdienst ist es, dass Wien heute die City als Weltkulturerbe hat. Aber als ein grüner Experte von ihm wundert mich auch nicht mehr viel. 

Aber jetzt zum Thema. Kollege Hufnagl, Sie haben sich gestern mit Ihrer Vorsitzführung ausgezeichnet: Erstens am linken Ohr taub gewesen (Beifall bei der FPÖ.), zweitens einige Ordnungsrufe zu geben, versäumt, die unbedingt angebracht gewesen wären und ein paar Anträge völlig zu Unrecht nicht zugelassen. Also Sie werden sich heute ruhig verhalten. (GR Heinz Hufnagl: Ja, Herr Oberlehrer!) Sie sollten sich heute ruhig verhalten, bitte, ja. (GR Dr Herbert Madejski: Ja, hast schon recht!) Ich hoffe zumindest, dass er es wird. 

Zum Thema Rechnungshof, der Rohbericht, der Kollege Neuhuber hat es ja angesprochen, wird unter Verschluss gehalten. Das Gebot der Omertà hat ja nicht nur in Sizilien und Kalabrien eine lange Tradition, sondern auch im roten Wien, wenn es um die Machenschaften roter Heuschrecken und SPÖ-Günstlinge geht, um Machenschaften in den letzten Jahren und Jahrzehnten mit vielen Milliarden Euro Schaden für die Steuerzahler. Die Liste ist sehr lang. Die Liste wird noch verlängert werden, wenn nicht am 10. Oktober endlich mit dieser SPÖ‑Misswirtschaft in Wien aufgeräumt wird, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Man braucht nur Stichworte in den Saal zu werfen: AKH, Konsum, BAWAG - da brauche ich gar nicht so weit wie bis zum Vorwärts-Verlag, AZ gehen, die lasse ich jetzt eh aus. (Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) - bis zum Skylink. Der hat ja nicht umsonst das Wort Link drinnen, weil es da durchaus auch, und das steht nach wie vor im Raum und wird auch von der Staatsanwaltschaft untersucht, um den Verdacht der Parteienfinanzierung geht, und nicht nur in Wien in Richtung der SPÖ, sondern wahrscheinlich auch in Niederösterreich in Richtung der ÖVP. Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch anmerken, der Kollege Neuhuber hat ja, wie immer, sehr gut geredet. Ich bin aber gespannt darauf, wenn es dann eine rot-schwarze Regierung in Wien geben sollte, wenn die SPÖ die Absolute verloren hat, ob er dann auch noch so redet und reinen Tisch machen will und verbal aufs Rednerpult haut. Ich glaube es eher nicht. Dann wird auch in den Reihen der ÖVP geschwiegen werden, es wird alles in Ordnung sein. Eine Kostprobe hat ja heute schon der Kollege Tschirf gegeben. Der hat einen klassischen Umfaller bei der Untersuchungskommission zum Skylink-Debakel hingelegt. 

Wie gesagt, die Liste der SPÖ‑Skandale alleine nur hier in Wien ist länger als die Speisekarte eines Chinarestaurants, und das ist gar nicht so einfach, die sind meistens so dick. Aber eure Speisekarte ist so dick. Das wird alles, so es der Wähler will und ich glaube, der Wähler will es, und Meldungen wie heute, dass die SPÖ bei den Jugendlichen klare Nummer 1 ist, eine Umfrage eines, ich weiß nicht, kuriosen Institutes unter 321 Jugendlichen (StR Johann Herzog: Von der Sozialistischen Jugend!), das war, glaube ich, in der Sozialistischen Jugend, Junge Generation. Die Umfrage hat der Baxant organisiert. Die haben aber nicht 100 Prozent zusammenbekommen, sondern Lichtjahre vor den anderen Parteien. Wir werden nach dem Wahltag sehen, wenn die Untersuchungen gelaufen sind, wer wie gewählt hat bei den Jugendlichen. (GR Godwin Schuster: Jetzt sind wir schon wieder nicht beim Skylink!) Dann reden wir wieder darüber und dann schauen wir, wer recht gehabt hat. Man braucht ja nur auf die Straße zu gehen, man braucht nur mit dem HC Strache in der Disco zu reden, dann werdet ihr sehen und ihr wisst es, wie die Jugendlichen auf unseren Spitzenkandidaten reagieren. Darum scheppert ihr auch wie die Kluppensackerln und fürchtet euch vor dem 10. Oktober und das völlig zu Recht, liebe Freunde! (Beifall bei der FPÖ. – Aufregung bei GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.)
Zurück zu den Machenschaften der SPÖ‑Vorstände am Flughafen, deren dort zwei seit vielen Jahren sitzen. Die Verträge sind vor Kurzem erst verlängert worden, nicht ohne Grund. Der Vertrag des Kollegen Kaufmann wird ihm wahrscheinlich irgendwann nach der Wahl, wahrscheinlich wird man das Jahr 2010 noch verstreichen lassen, im Jahr 2011 dann fürstlich abgegolten werden. Es kommt der nächste SPÖ-Parteigänger, der nächste SPÖ-Versager in den Vorstand. Aber diese Herren, einer von der ÖVP und zwei von der SPÖ, streifen im Jahr 450 000 EUR ein, aber nicht zusammen, sondern jeder. 

Darum bringen wir hier und heute auch einen Antrag ein, weil uns die in fünf Jahren 6,75 Millionen EUR kosten. Dafür, dass sie ein paar hundert Millionen in den Sand setzen, sagen wir, wäre ein jeder Euro eigentlich zu viel. Natürlich kann man die Herren nicht ohne Geld nach Hause schicken, obwohl sie es verdient hätten. Wir sagen aber, keiner dieser erwiesenermaßen Versager sollte mehr als der Wiener Bürgermeister verdienen, also rund 200 000 EUR im Jahr. Darum bringen wir folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Stadt Wien für eine umgehende Reduktion der Flughafenvorstände von derzeit drei auf nur noch zwei und eine Kürzung der Vorstandsgehälter auf maximal 200 000 EUR pro Jahr vehement eintritt. Darüber hinaus soll Bgm Häupl darauf drängen, dass Kaufmann keine Abfertigung von mehreren hunderttausend Euro beziehungsweise ein bis zwei Millionen, je nachdem, was kolportiert wird, einstreift.

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der FPÖ.) 
Sehr geehrte Damen und Herren! Das Debakel am Flughafen, das hunderte Millionen Euro kosten wird, ist leider nicht das einzige, das im Gange ist und das noch bevorsteht. Krankenhaus Nord, da ist nicht einmal noch ein Bagger aufgefahren beziehungsweise auch nur ein Ziegel steht dort, und schon steht im Raum, dass die Baukosten von 350 Millionen EUR auf vielleicht 800 Millionen EUR explodieren werden. Die Hauptfeuerwache haben wir da gar nicht erwähnt, und, und, und. Die SPÖ hat da wirklich ein Händchen, Geld in den Sand zu setzen und kann eigentlich nur dann gut wirtschaften, wenn es in die eigene Tasche geht beziehungsweise in die Tasche von SPÖ-Parteigängern. Die Leute kriegen das mit. Die Leute haben das satt. Und die Leute werden Ihnen die Antwort am 10. Oktober geben! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr.
 10.47.34
†GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kollege Valentin hat uns versprochen, er bringt uns Argumente. Und der Kollege Valentin hat lang und breit über Glaubwürdigkeit gesprochen. Jetzt möchte ich Ihnen an einem ganz schönen Beispiel zeigen, wie gut die Argumente und wie stichhaltig die Argumente vom Kollegen Valentin sind und wie weit es mit der Glaubwürdigkeit her ist: 

Er hat unter anderem damit argumentiert, dass der Aktienkurs am Flughafen gestiegen ist. Ja, der Aktienkurs am Flughafen ist im Jahr 2009 bis 2010 gestiegen. Er ist heute aktuell auf 24,26 EUR. Was uns der Kollege Valentin allerdings nicht gesagt hat und was in dieser Argumentation schon wesentlich ist, ist die Vorgeschichte dazu. Da sehen Sie nämlich den Absturz des Aktienkurses, der vor 2008 auf 80 EUR war, und mit Bekanntwerden des ganzen Skylink-Debakels ziemlich dramatisch abgestürzt ist. So viel zu den Argumenten, zur Stichhaltigkeit und zur Glaubwürdigkeit vom Kollegen Valentin! (Beifall bei den GRÜNEN und von StR Johann Herzog.) Die Glaubwürdigkeit ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Und die Weltwirtschaftskrise hat es nicht gegeben! Die hat es nicht gegeben!) Die Flughafen ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Also die Weltwirtschaftskrise hat es nicht gegeben! – Aufregung bei den GRen Godwin Schuster und Karlheinz Hora.) Sie sagen, die Flughafenmanager wirtschaften ganz hervorragend. Der Wirtschaftsstandort ist super, alles ganz genial, man braucht keine Manager auszutauschen und die Weltwirtschaftskrise - Entschuldigung, aber bei dem Absturz, bei dem Absturz? Wie war denn das ... Wie hat sich denn, bitte ... Sagen Sie mir bitte eines: Wie hat sich die Weltwirtschaftskrise auf die SPÖ-Firmen ausgewirkt? (Aufregung bei der SPÖ.) Sagen Sie mir das! Zeigen Sie mir das! Wie hat sich das auf eure eigenen Firmen ausgewirkt? Genauso oder anders? Weil ihr ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Gewista 2008, SPÖ!) 

Vor ein paar Tagen ist der Kollege Deutsch da heraußen gestanden und hat uns etwas über Wirtschaftskompetenz erzählt, hat uns Vorträge gehalten: Wir sind stolz auf unsere Firmen, wir sind stolz auf unsere Wirtschaftskompetenz (GR Godwin Schuster: Ja, genau!) und wir machen Erfolge und wir erwirtschaften Geld. (GR Godwin Schuster: Richtig! Sehr richtig!) Ja, in die eigene Kassa! Und was ist am Flughafen? Was ist am Flughafen? Wieso stürzen die Aktien ab? Und jetzt sage ich euch noch was: Es fällt euch überhaupt nicht mehr auf (Aufregung bei der SPÖ.), es fällt euch ja gar nicht auf, wie entlarvend eure eigene Argumentation ist! Wenn man euch fragt ... (GR Godwin Schuster: Ja, wer sagt denn das?) Der Kollege Schuster, glaube ich, möchte sich zum Wort melden, Frau Vorsitzende! (GR Godwin Schuster: Bitte erklärt ihr das! Sie kann das nicht! Sie kann das nicht argumentieren! – Aufregung bei GR Karlheinz Hora: Das ist die schönste Wortmeldung!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Sie haben das Wort, Frau Kollegin Antonov. 

GRin Mag Waltraut Antonov (fortsetzend): Das tut euch halt weh, das nimmt man zur Kenntnis. Es ist entlarvend, wie ihr reagiert! Wenn gesagt wird: Handelt endlich beim Flughafen Wien, tut etwas und setzt euch ein! Was ist die Reaktion? Aber wir dürfen ja keinen Einfluss nehmen, pfui, pfui, pfui! Das geht ja gar nicht. Das ist entlarvend, weil ihr denkt offensichtlich nur an die intransparenten Einflussnahmen, an die Mauscheleien und an die Packeleien und daran, dass es einen transparenten Weg gibt und einen offiziellen und einen korrekten Weg, auf die Idee kommt ihr überhaupt nicht! Und das, und das hat die Kollegin Vassilakou auch schon ausgeführt, kann man auch in den Protokollen nachlesen. Kein einziges Mal hat dort ein Aktionärsvertreter der Stadt Wien irgendeine kritische Stellungnahme abgegeben oder wenn, dann hinter verschlossenen Türen! 

Es ist schon interessant, warum zeigt sich die Wirtschaftskompetenz, auf die ihr so stolz seid, nur bei den eigenen Firmen? Warum nicht auch beim Flughafen? Warum schaut man da zu, dass der Aktienkurs abstürzt und warum, warum dürfen die Manager dort wirtschaften und jahrzehntelang misswirtschaften? (GR Godwin Schuster: Wissen Sie, was eine Aktiengesellschaft ist?) Und es ist ja nicht so, dass das jetzt erst bekannt ist. Es hat beim Bau des ersten Piers auf der anderen Seite des Flughafens einen Rechnungshofbericht gegeben, in dem genau das Gleiche und genau Dasselbe drinnen steht. Es hat genau dieselben Fehler gegeben, die es jetzt auch wieder gibt, nur das Ausmaß ist offensichtlich noch viel dramatischer. Und als Eigentümer - und die Stadt Wien hat eine Beteiligung an diesem Flughafen und das wird immer mit dem öffentlichen Interesse argumentiert, das die Stadt Wien an diesem Flughafen hat. (Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Wenn das öffentliche Interesse da ist, dann erklären Sie mir, bitte, warum Sie bei dieser Misswirtschaft zusehen, ohne die erforderlichen Schritte zu setzen. Erklären Sie mir das, Kollege Reindl, vielleicht verstehe ich es ja! Wer es sicher nicht versteht, das sind die Wienerinnen und Wiener, mit deren Geld Sie hier herumpfuschen. (GR Godwin Schuster: Halten Sie sie für so blöd? Die Wienerinnen und Wiener sind sehr gescheite Leute!) Ja, ich glaube, dass die Wienerinnen und Wiener gescheite Leute sind und nicht so blöd sind wie Sie sie offensichtlich halten (GR Godwin Schuster: Ganz im Gegenteil!), weil sonst würden Sie etwas unternehmen. Das geht nicht mehr hinein. Das geht nicht! Sie können nicht auf der einen Seite sagen: Unsere Firmen funktionieren so hervorragend, wir sind so eine großartig wirtschaftliche Kompetenz, ja! (GR Godwin Schuster: Weil Sie sich mit den Strukturen nicht wirklich auseinandersetzen!) Damit trösten Sie sich, damit brüsten Sie sich! Aber wie der Flughafen, in welchem Zustand der Flughafen ist, da tun Sie nichts! Da müssten Sie aber etwas tun! 

Es ist ja eine Tatsache, dass weniger Dividenden ausbezahlt worden sind. Na, wenn mir was gehört und ich krieg’ weniger Dividenden, das haben ja meine VorrednerInnen auch schon ausgeführt, dann muss ich doch im öffentlichen Interesse etwas unternehmen oder etwa nicht? Da muss ich mir doch anfangen zu überlegen: Muss ich die Aktien jetzt abstoßen? Na, das wird wegen dem öffentlichen Interesse am Flughafen nicht gehen. Aber wenn das öffentliche Interesse da ist und die Aktien immer weniger wert werden, dann werde ich wohl dafür sorgen müssen, dass sie nicht noch mehr an Wert verlieren. Tun Sie das endlich, tun Sie das endlich auf dem Weg, der dafür vorgesehen ist, auf dem Weg, den jeder Eigentümer und jede Eigentümerin in einer Aktiengesellschaft als Möglichkeit hat. Auf diesem Weg tun Sie es! Und nicht irgendwo in irgendwelchen stillen Kämmerlein oder beim Mittagessen zwischen Häupl und Pröll!

Der Kollege Valentin hat zum Rechnungshofbericht gesagt, dass sich Stellen der Stadt Wien mit dem Rechnungshofbericht auseinandersetzen. Jetzt tät mich wirklich sehr interessieren, Herr Kollege Reindl: Welche Stellen der Stadt Wien sind denn das? Wo konkret, wo konkret ... (GR Godwin Schuster: Die zuständigen!) Welche Stellen? Na, nennen Sie es! Nennen Sie es, das kann ja kein Geheimnis sein! (GR Mag Thomas Reindl: Die MA 5! Die MA 5!) Okay, die MA 5 hat den Bericht und setzt sich mit dem Bericht auseinander. Jetzt wissen wir endlich das auch. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Genau! Warum setzt sich die MA 5 damit auseinander? – GR Mag Thomas Reindl: Stellt euch doch nicht blöder, als ihr seid!) Ja das kann man natürlich euch auch sagen. Diese Replik kann man euch genauso gut zurückgeben. 

Die Argumente, die ihr hier bringt, entlarven sich selber. Die Glaubwürdigkeit, die ihr euch da gegenseitig vorwerft, die SPÖ der ÖVP, der FPÖ und gegenseitig, ja, ja, mit der Glaubwürdigkeit ist es auf allen Seiten genau gleich weit her, nämlich nicht sehr weit. Und wenn ihr, liebe SPÖ, auf euren Werbeplakaten hinschreibt, dass es jetzt um Wien geht, dann seid wenigstens ehrlich, weil dass es bis jetzt euch nicht um Wien gegangen sein kann und schon gar nicht um die Wienerinnen und Wiener, das zeigen unter anderem auch Geschichten wie der Skylink! (Beifall bei den GRÜNEN.)10.55.00
†Vorsitzende GRin Inge Zankl|: Bevor ich den nächsten Rednern das Wort erteile, möchte ich mir gestatten, einige persönliche Worte an dieses Gremium zu richten. Ich möchte mich nämlich auch verabschieden. 

Es ist mir bewusst, dass noch eine Sitzung beantragt wurde. Ich weiß aber noch nicht, wie und wann und ob ich dann am Vorsitz sein werde. Deswegen habe ich mir gedacht, ich nütze oder ich missbrauche meinen Vorsitz für einige persönliche Worte. Ich habe es deswegen gewählt, weil der Vorsitzende ja keine Redezeitbeschränkung hat. Aber Sie müssen sich nicht fürchten, es wird nicht lange dauern.

Ich bin seit 1991 in diesem Gremium. Das habe ich gemeinsam mit der Kollegin Jerusalem, die sich schon am Freitag verabschiedet hat. Und ich habe nachgedacht: Was hat sich noch in diesem Gemeinderat geändert? Abgesehen davon, dass wir mehrere Abstimmungen gebraucht haben, bis das Rauchverbot fraktionsübergreifend in diesem Saal durchgesetzt wurde, hat sich – und das finde ich einen sehr erfreulichen Aspekt – der Lebensaltersdurchschnitt in diesem Gremium seit der Zeit, die ich hier sitze, sehr verjüngt, sodass wir in den 19 Jahren, die ich da gesessen bin, viele Gemeinderatsbabys hatten. Das erste Baby, an das ich mich erinnern kann, war von der Kollegin Lapp und es gab noch viele, viele Babys von sozialdemokratischen Abgeordneten. Es gab grüne Babys, es gab ein blaues Baby, das war die Kollegin Schmalenberg. An ein schwarzes Baby kann ich mich nicht erinnern. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Viele! – Heiterkeit bei der ÖVP.) Nein, nein, Kolleginnen, die unsichtbaren ... Ich spreche von den Kolleginnen. Ich spreche von den Kolleginnen und das ist das, an was ich mich gerne erinnere, das etwas Positives ist.

Ich war in meiner Zeit als Abgeordnete in einigen Ausschüssen tätig, am längsten durchgehend im Kulturausschuss, wo uns viele Dinge gelungen sind, die die Stadt zum Positiven gestaltet haben. Und ich erinnere mich, ich habe unter drei Stadträten meine Arbeit verrichten dürfen. Auch da ist mir was eingefallen, das die Kollegin Jerusalem nicht gesagt hat, vielleicht kann sie sich gar nicht mehr daran erinnern. Aber eines der einschneidenden Erlebnisse, Diskussionen war Anfang der 90er Jahre, wie es um die Kunsthalle am Karlsplatz gegangen ist. Und das war sicher um Mitternacht, weil da die Sitzungen immer sehr lang waren, da hat unser Kollege Pfannenstiel eine so lustige Rede gehalten, dass nach ihm die Kollegin Jerusalem mit Tränen in den Augen herausgekommen ist und gesagt hat: Sie will nimmer nach dem Pfannenstiel reden, weil sie haltet das irgendwie nicht aus, weil es so lustig war. 

Und wenn ich mir das heute überlege - das war ein Thema, diese Kunsthalle am Karlsplatz und heute ist sie ein Bestandteil der Stadt und niemand redet mehr darüber! Und so gibt es viele Dinge. 

Ich war im Rahmen des Kulturausschusses auch in dem Unterausschuss für Verkehrsflächenbenennungen tätig. Davon hat auch die Kollegin Ringler vorigen Freitag schon gesprochen. Und da möchte ich mich bei allen Mitarbeitern in diesem Ausschuss bedanken. Das ist wirklich ein gedeihliches Klima gewesen und ich glaube, alle, die dabei waren, können sagen, da konnten wir für die Stadt konstruktiv was erreichen.

Ich war auch Vorsitzende im Immunitätskollegium. Das ist mir überhaupt das liebste Kollegium dieses Gremiums gewesen. Durch die Gesetzestreue der Wiener Gemeinderäte und Landtagsabgeordneten musste dieses Gremium in der letzten Legislaturperiode bis heute nicht tagen und das finde ich ein gutes Zeichen für das Klima.

Wie ich Vorsitzende geworden bin, habe ich mir gewünscht, dass ich keine Ordnungsrufe erteilen muss. Dieser Wunsch ist leider nicht in Erfüllung gegangen und ich möchte von dieser Stelle noch einmal an alle den Appell richten, doch in der Wortwahl etwas vorsichtiger zu sein. Ich weiß nicht, wer von Ihnen Gelegenheit hatte, die Interviews nach der Freitagsitzung mit den jungen Leuten in „Wien heute" zu verfolgen. Ich habe es mir nachträglich angeschaut. Wir sind natürlich noch da gesessen, aber es ist ja im Internet abrufbar. Die Jugendlichen waren verstört und waren von dem Klima hier nicht angetan. Und ich denke, das sollte uns allen zu denken geben, dass wir auch in Zukunft auf unsere Wortwahl achten und gemeinsam das Gemeinsame über das Trennende stellen.

Danke sagen möchte ich bei allen, die hier im Haus, sei es in der Beamtenschaft, sei es bei den Kolleginnen und Kollegen, mit mir zusammengearbeitet haben und mir geholfen haben, meine Aufgabe zu erfüllen.

Besonders danken möchte ich den Meidlinger Wählerinnen und Wählern, die es mir vier Mal hintereinander ermöglichten, in dieses Hohe Haus einzuziehen. Und damit möchte ich mich bei Ihnen allen verabschieden. Mir hat es gut gefallen. Die Arbeit hat mir Spaß gemacht und ich denke, jetzt ziehe ich mich in den so genannten verdienten Ruhestand zurück.

Alles Gute und danke! (Allgemeiner Beifall.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Inge!

Ich kann Deinen Worten ja nichts mehr hinzufügen, weil du ja diese Vielfältigkeit deiner Aufgaben hier im Wiener Gemeinderat auch erzählt hast und auf einzelne Geschichten auch hingewiesen hast. Ich kann hier nur als Vorsitzender, und ich bin sicher, dass ich auch namens der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte hier spreche, dir sehr, sehr herzlich für alles danken. Ich danke dir im Besonderen auch für die sehr, sehr große Unterstützung, die du uns Vorsitzenden auch gegeben hast und für das extrem kollegiale Verhältnis zueinander, wenn wir zeitliche Probleme hatten. Da warst du immer für uns auch da. Und ich danke dir im Besonderen für die Korrektheit, mit der du die Funktionen hier in diesem Haus auch erfüllt hast. Vielen herzlichen Dank und alles, alles Gute für die Zukunft! (Allgemeiner Beifall, Standing Ovations von der SPÖ. – GR Siegi Lindenmayr übergibt GRin Inge Zankl einen Blumenstrauß.)
Wir setzen nun mit dem Thema fort. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf und ich erteile es ihm. 11.05.11 
†GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Herr Vorsitzinder! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte von dieser Stelle auch seitens der ÖVP der Frau Kollegin Zankl alles, alles Gute wünschen. Ich möchte bei der Gelegenheit auch anführen, dass ich sie immer erlebt habe sowohl - ich war kurze Zeit auch Mitglied des Kulturausschusses, ich war in der Benennungskommission, aber vor allem auch hier als eine sehr korrekte Vorsitzende und vor allem auch als eine Vorsitzende, die nicht immer nur auf die Macht einer Partei gepocht hat und die über alles drüberrollt, sondern als eine mit Sensibilität ausgestattete Vorsitzende. Dafür möchte ich Ihnen von dieser Stelle auch seitens meiner Fraktion herzlichen Dank aussprechen und Ihnen für die Zukunft alles, alles Gute wünschen! (Allgemeiner Beifall.) 

Ich kehre wieder zurück zum Thema Skylink und habe mir so angeschaut, wie denn die Diskussion war, die sich vor rund einem Jahr abgespielt hat. Es war am 18. September 2009 und in dieser Diskussion waren wir ja in einer völlig anderen Phase drinnen als heute. Es war nämlich so, dass eigentlich die SPÖ, die Mehrheitspartei in diesem Haus, etwas auf keinen Fall zulassen wollte, nämlich eine Prüfung durch den Rechnungshof. Ich möchte das deshalb vor Augen führen, weil meine Kollegen, es waren Bernhard Dworak und auch Axel Neuhuber, mit mir einen entsprechenden Antrag hier eingebracht haben, dass die Prüfung durch den Rechnungshof ermöglicht wird. Ich habe in meiner Wortmeldung darauf hingewiesen, und da erinnert man sich dann wieder, wenn man sich das anschaut, dass der Flughafen ziemlich viel Geld aufgewendet hat, immerhin waren es 700 000 EUR, damit Gutachten angefertigt werden, dass der Rechnungshof nicht prüfen darf. Ich sage das deshalb, weil ich glaube, jetzt sieht man, wie gut es ist, dass der Rechnungshof geprüft hat, und ich glaube, es wäre gut gewesen, wenn man gleich, nämlich schon im Juli letzten Jahres, das prüfen hätte lassen. Es wäre vielleicht für die SPÖ unangenehmer gewesen, weil dann diese 3-Monate-Frist schon viel früher zu Ende gegangen wäre, aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, es war wichtig, und unser Anliegen, dass der Rechnungshof hier hineinschauen kann, wird sich bestätigen. Man sieht auch an dem allen, was sich hier abgespielt hat, dass der Rechnungshof genau das richtige Organ zur Prüfung des Flughafens ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe auch darauf hingewiesen, dass es einmal notwendig wäre, den Rechnungshof prüfen zu lassen und dass wir daran auch alle anderen Prüfungen anschließen. Und da bin ich bei dem, was gebetsmühlenartig immer wieder von den Freiheitlichen hier gesagt worden ist. Wir können uns natürlich, wenn das Ergebnis des Rechnungshofes vorliegt, gut vorstellen, dass auch eine Untersuchungskommission eingesetzt wird. Nur im Moment verfügen wir über diesen Rechnungshofbericht nicht. Vielleicht haben Sie ihn? Und Sie wissen ja ganz genau auch an Hand des Gutachtens, das hier von den Professoren Korinek und Holoubek angefertigt wurde, dass wir uns ja leider auf einem sehr schmalen Pfad bewegen. In Wirklichkeit haben wir lediglich die Möglichkeit, dass jene, die von der Stadt Wien als Aufsichtsräte nominiert wurden, gefragt werden, was eigentlich hier an Aufträgen von Seiten der Stadt erfolgt ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist die Situation und ich glaube, wir müssen sie dann nutzen, wenn wir tatsächlich etwas vorliegen haben, weil dann stellen sich die tatsächlichen Fragen, die gerade den Wiener Steuerzahler betreffen. Etwa die Frage: Warum ist wirklich zur EURO 2008 dieser Flughafen zum Schaden des Wirtschaftsstandortes Wien nicht fertiggestellt gewesen? Warum wird noch immer herumdilettiert? Warum haben die Aufsichtsräte der Stadt Wien, vielleicht können wir das auch irgendwie erfahren, wie haben sich die eigentlich verhalten, wie es darum gegangen ist, dass letztes Jahr der Kaufmann verlängert worden ist? Haben die das auch mitbestimmt? Warum haben die das eigentlich gemacht, meine sehr geehrten Damen und Herren? 

Das sind Fragen, die man sich auch als Eigentümervertreter zu stellen hat und ich glaube, an diesen Fragen dürfte man hier in keiner Weise vorbeigehen, weil es hier die Verpflichtung für Wien sowohl als Wirtschaftsstandort, aber auch als Miteigentümer gibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben es beim Flughafen Wien schon mit einer Situation zu tun, an der wir nicht so einfach vorbeigehen können. Auf den Zustand der Aktienkurse ist schon hingewiesen worden. Aber man muss sich vor Augen führen, um wie viele Arbeitnehmer es sich am Flughafen handelt und welche Auswirkungen es hat. Gerade als Partei wie die ÖVP, die Wirtschaftsfragen so im Mittelpunkt hat, weil das für das Leben der Menschen so wichtig ist, gehen wir an diese Frage auch anders heran. Und wenn ein Vorredner, nämlich der Kollege Mahdalik, hier gesprochen hat, dann möchte ich ihn daran erinnern, dass er in einer Aussendung vor wenigen Monaten gesagt hat, gut, dass es die Asche gibt, dann gibt es wenigstens keinen Flugverkehr über Wien. Da sieht man eigentlich, welches Wirtschaftsverständnis hier die Freiheitlichen haben! 

Uns als ÖVP geht es um etwas ganz anderes. Uns geht es darum, dass hier alles lückenlos aufgearbeitet wird, dass lückenlos alles untersucht wird und dass wir auch den Rechnungshofpräsidenten hier haben, um ihn zu befragen, was der Rechnungshof hier eigentlich alles herausbekommen hat. Es ist durchaus möglich, dass das dann auch Gegenstand eines Untersuchungsausschusses ist oder einer Untersuchungskommission, dass man das entsprechend aufarbeitet. Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, nicht mauern, mauern, mauern wie das die SPÖ tut! Das bedauern wir. Wir werden uns heute hier im Finanzausschuss auch noch damit auseinandersetzen und ich verstehe nicht, warum man nicht unter dem Siegel der Verschwiegenheit - diese Möglichkeit gibt es ja durch die Stadtverfassung - etwa den Mitgliedern des Stadtsenates, auch der anderen Parteien, diesen Bericht geben hätte können. Die Verantwortung, auch die Verantwortung gegenüber dem Flughafen, und da kann es sich um hohe Zivilrechtsklagen handeln, tragen eh die Einzelnen, wenn sie mit der Vertraulichkeit nicht entsprechend umgegangen wären. Warum das nicht geschieht? Das werden wir wissen, wenn wir den Bericht tatsächlich vor Augen haben. Es geschieht deshalb nicht, weil die SPÖ alles verschleiern möchte, was vor dem 10. Oktober zu verschleiern ist. Sie werden die Rechnung am 10.10 aber bekommen. Die absolute Mehrheit der SPÖ wird abgewählt werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl und ich erteile es ihm.
 11.13.08

†GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe laut Anzeige noch sieben Minuten, bitte um Korrektur, Herr Vorsitzender. (GR Dr Herbert Madejski: Bleib’ sachlich! – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Brauchst du mehr?) Nein, es geht sich aus. Die heutige Sondersitzung beschäftigt sich ja mit dem Flughafen und ich darf einmal vorweg festhalten, dass der Flughafen ein erfolgreiches und gesundes Unternehmen ist (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Richtig!) und nicht, so wie die Opposition sagt, ein Unternehmen, das in den Konkurs oder gar in die Pleite schlittert. Daher weise ich auch die Vorwürfe zurück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Flughafen ist für den Wirtschaftsstandort Österreich und Ostösterreich ein wesentlicher Standortfaktor - (GR Dr Herbert Madejski: Das ist die Fehlplanung des Skylink!) ich spreche von Tatsachen, Herr Kollege, passen Sie auf, Sie lernen etwas (GR Dr Herbert Madejski: Na super!) - und für den Tourismus ist der Flughafen Wien die Drehscheibe, insbesondere für Wien, und hat auch eine sehr bedeutende und steigende Rolle. Die letzten 10 Jahre waren für den Wiener Flughafen sehr, sehr erfolgreich. In den letzten 10 Jahren hat der Flughafen Wien seine Mitarbeiteranzahl von 2 644 auf 4 148 Mitarbeiter ausgeweitet. Das Passagieraufkommen wurde von rund 12 Millionen auf annähernd 20 Millionen Passagiere pro Jahr gesteigert, der Konzernumsatz von 327 Millionen auf 501 Millionen und es wurden über 500 Millionen EUR Dividende ausgeschüttet. Das, meine Damen und Herren, macht nur eine wirtschaftliche erfolgreiche Firma, so wie es der Flughafen Wien ist! (Beifall bei der SPÖ.)
Und dass Sie hier den Skylink so hochspielen, ist typisch! (Heiterkeit bei GR Dr Herbert Madejski.) Der Skylink ist ein ganz ein kleiner Bereich des Flughafens, der für seine wirtschaftliche Weiterentwicklung und Zukunft sehr wichtig ist, aber im gesamten Geschäft des Flughafens nur ein kleiner Bereich ist. (GR Dr Herbert Madejski: Aber nicht um eine Milliarde! Nicht um eine Milliarde!) Der Flughafen hat jederzeit, trotz der Baustelle des Skylink, hervorragend funktioniert. (GR Dr Herbert Madejski: Es geht um die Milliarde statt um 300 Millionen!) 

Und weil hier vorhin auch kritisiert wurde, was denn alles nicht am Flughafen passiert oder nicht passiert. Nehmen Sie zur Kenntnis, meine Damen und Herren, Österreich ist ein Rechtsstaat. Der Flughafen Wien ist eine Firma in einem Rechtsstaat und auch die Stadt Wien ist eine kommunale Verwaltung, die sich auch an den Rechtsstaat hält. Und Ihren Aufforderungen, den laufenden Aufforderungen von der ÖVP, von der FPÖ und auch von den GRÜNEN zum Gesetzesbruch wird weder die Flughafen AG noch die Stadt Wien Folge leisten. Darauf können Sie zählen! Für uns gilt das Gesetz und das ist die Basis! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Der Slogan lautet: Uns geht das nichts an!) Auch die Staatsanwaltschaft hat sich an Gesetze zu halten und wird sich an Gesetze halten. (GR Dr Herbert Madejski: Ja ja, der Slogan lautet: Uns geht das nichts an!) Und wenn die Staatsanwaltschaft etwas findet, dann soll sie auch das, was gefunden wurde, durchsetzen und nicht so wie in anderen Fällen, wenn es um Grasser und Meischberger geht, am blauen Auge blind sein! (GR Dr Herbert Madejski: Das ist unglaublich! – Aufregung bei FPÖ und ÖVP.) 

Die Stadt Wien hält sich an das Aktiengesetz. Für Sie ist das unerheblich! (GR Dr Herbert Madejski: Das ist wirklich unglaublich!) Die Stadt Wien hält sich an die Organverantwortung, die in einer Aktiengesellschaft gilt. Das zählt für Sie nicht! Wir halten uns an die Geschäftsordnung, die sich der Aufsichtsrat und auch der Vorstand gibt. Das zähl für Sie nicht! Für uns zählen die Bundesverfassung, die Stadtverfassung. Das zählt für Sie nicht. Für uns zählt auch die Geschäftsordnung, die wir uns als Gemeinderat geben und die wir für die Ausschüsse beschließen. Auch das zählt für Sie nicht, weil Sie hier auch laufend fordern, dass wir gegen das Gesetz verstoßen! Und Sie können sicher sein, dafür sind wir nicht zu haben. 

Und eines sage ich Ihnen auch: Wenn Sie kritisieren, dass die Stadt Wien und das Land Niederösterreich an so einer für Österreich bedeutenden Firma beteiligt sind, dann frage ich Sie: Wer soll denn die Aktien besitzen? Wollen Sie, dass der Herr Grasser, der Herr Meischberger, der Herr ÖBB-Huber oder wie die ganzen Typen heißen, dass denen der Flughafen ausgeliefert wird? Wir wollen das nicht, wir wollen das nicht! (Aufregung bei GR Mag Dietbert Kowarik und bei der ÖVP. – Beifall bei der SPÖ.)
Wie sich ja überhaupt die Wirtschaftskompetenz der ÖVP im Dunstkreis von Grasser, Meinl und Heider befindet. Der Herr Heider, der Ihre wirtschaftspolitische Kompetenz nun stärken wird, kennt sich ja hervorragend aus, wie man Anleger abzockt und wie man dem Herrn Meinl sein Vermögen vermehrt! Ich gratuliere der ÖVP-Wien, dass Sie so einen erfolgreichen Wirtschaftsmann gefunden hat! (Beifall bei der SPÖ.) Es würde mich nicht wundern, wenn auch die ÖVP bald ihren Sitz auf die Kanalinseln in das Steuerparadies Jersey verlegt, um hier auch zu profitieren! (Aufregung bei der ÖVP.)
Und auch in Niederösterreich zockt die absolute Herrschaft der ÖVP: 1 Milliarde Verlust aus der Veranlagung von Steuergeldern durch die Wohnbaugelder verspekuliert, verzockt, in den Sand gesetzt! Reden Sie doch über das, meine Damen und Herren! Das ist die Wirtschaftskompetenz, die Sie hier haben! (Heiterkeit bei GRin Henriette Frank.) Und die EURO 2008 mit dem Flughafen zu verbinden - also mir fehlen die Worte! (Heiterkeit bei der FPÖ. – StR Johann Herzog: Wir reden über Skylink!) Der Flughafen hat wesentlich dazu beigetragen, dass die Fan-Ankünfte erfolgreich abgewickelt werden konnten. Kein einziges Flugzeug konnte am Flughafen nicht abgefertigt werden, sondern der Flughafen hat hier genauso wie die ÖBB, die ich hier auch ganz toll loben muss, erfolgreich dazu beigetragen, dass die EURO in Österreich, die Fußball-Europameisterschaft, ein Erfolg war. (StR Johann Herzog: Wir reden über Skylink!) 
Und ein paar Worte auch zu den GRÜNEN. Also ich stelle fest, die Wirtschaftskompetenz der GRÜNEN reduziert sich leider wirklich auf den Martin Margulies. Ich muss das wirklich sagen, weil die Ansagen, die da gekommen sind, sind ja bar jeglicher Kritik. (GRin Mag Waltraut Antonov: Werden Sie jetzt konkret!) Ja, ich werde jetzt konkret. Frau Antonov, zu sagen, dass die Aktien jetzt weniger wert sind - haben Sie schon einmal was von der Finanzkrise gehört? Zeigen Sie mir eine Aktie, eine Aktie an der Wiener Börse, die in Relation zu den letzten zwei Jahren Gewinn gemacht hat! Es gibt keine, es hat ein rotes ... (Heiterkeit bei der FPÖ.) Es hat ein rotes Gemetzel an den Börsen gegeben, nämlich nach unten auf Grund der Finanzkrise! (GR Mag Dietbert Kowarik: Der Valentin hat das gesagt! Der Valentin hat das gesagt!) Und was Kollege Valentin gesagt hat, ist, dass zu den Aktien, die sich am besten nach der Finanzkrise erholt haben, der Flughafen Wien zählt. Und das ist eine sehr, sehr erfolgreiche Politik, die davor stand, dass die Anleger dem Flughafen so hohe Kompetenz zutrauen und hier auch in den Flughafen investieren und nicht so wie Sie den Flughafen schlechtreden! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei den GRÜNEN.) 

Wir werden Ihnen auch nicht Folge leisten, meine Damen und Herren von der Opposition, und auch nicht der Aufregung um den Rechnungshofbericht folgen. Ich stelle fest: Weder die SPÖ noch der Flughafen haben sich zu irgendeinem Zeitpunkt gegen eine Prüfung des Rechnungshofes gewehrt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ach so? Nein? – Aufregung bei GRÜNEN und ÖVP.) Nein, Sie können es nachlesen. Auch ich habe damals in meiner Rede gesagt, dass ich für eine Prüfung bin. Die SPÖ war immer für eine Prüfung durch den Rechnungshof und auch der Flughafen hat es zugelassen, wenn es gesetzlich möglich ist, weil wir uns an das Gesetz halten. Im Parlament wurde das Gesetz geändert. Dadurch hat der Rechnungshof Prüfkompetenz bekommen und dadurch hat auch der Rechnungshof geprüft. Dass Sie hier heute einen ganz einen normalen Vorgang kritisieren, der dutzendfach jedes Jahr in der Stadt passiert, nämlich dass entweder der Rechnungshof oder das Kontrollamt Teile der Stadt oder Beteiligungen prüft, dass nachher die geprüften Stellen die Möglichkeit zur Stellungnahme haben, dass es dann einen Endbericht gibt, dass dieser Endbericht dann parlamentarisch abgearbeitet wird, zuerst im Stadtsenat, dann in den Ausschüssen, dann hier, dass Sie das jetzt kritisieren und sagen, es ist ja ungeheuerlich, dass jetzt diese Vorgangsweise eingehalten wird, das verstehe ich nicht! Das ist bitte der klassische Abwicklungsvorgang, wie wir hier im Haus Prüfberichte, ob sie jetzt vom Kontrollamt oder vom Rechnungshof sind, abhandeln. Ich stelle fest, der Rechnungshof hat der Stadt Wien den Rohbericht zur Stellungnahme übermittelt, der ist ordnungsgemäß in der Verwaltung der Stadt Wien bei der MA 5 eingegangen, dort wird die Stellungnahme erarbeitet, dann wird die Stellungnahme dem Rechnungshof übermittelt, der Rechnungshof wird dann den Bericht schreiben, wird ihn dann wieder zurückschicken, den Bericht wird dann der Stadtsenat behandeln, vom Stadtsenat wird er dann weiter an den Ausschuss gehen und vom Finanzausschuss wird es dann in den Gemeinderat gehen, also eine ganz normale Vorgangsweise. Und ich verstehe gar nicht, was Sie daran kritisieren, warum wir heute hier nicht den Rechnungshofbericht diskutieren. Wir verhalten uns gesetzeskonform und halten uns auch an die Regeln, die wir uns selbst gegeben haben. Sie fordern uns auf zum Gesetzesbruch. Dem werden wir nicht entsprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wissen Sie, ich finde es von Ihnen auch etwas nachlässig, wenn Sie sagen, die Stadt Wien hätte ihre Vorstände abberufen sollen oder warum unsere Aufsichtsräte, die hier von der Hauptversammlung in den Aufsichtsrat des Flughafens gewählt wurden, nicht mit der Eisenfaust arbeiten. Noch einmal: Der Aufsichtsrat handelt eigenverantwortlich, der Vorstand handelt eigenverantwortlich, wir befinden uns - noch einmal für alle - in einer Aktiengesellschaft und es gelten auch die Spielregeln der Aktiengesellschaft. Sie können sicher sein, hätte der Aufsichtsrat ein Verhalten gefunden, das rechtfertigt, dass man einen Vorstand einer Aktiengesellschaft entlässt, dann hätte der Aufsichtsrat das auch gemacht und er hätte es auch machen müssen, weil er sonst zum Schaden der Firma agiert hätte und er hätte hier die volle Verantwortung übernehmen müssen. Und dass Sie hier dieses Misstrauen diesen Personen, die hier alle drinnen sitzen und die hier entscheiden und die sich an die Gesetze und an die Vorschriften halten, entgegenbringen, ist Ihre Ansicht. Wir vertrauen diesen Personen voll. (GRin Mag Waltraut Antonov: Das ist eine gefährliche Drohung!) Das ist keine gefährliche Drohung, wenn wir uns an Gesetze halten, Frau Antonov! Sie haben einen anderen Zugang. Das ist aber Ihr Problem! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte auch noch sagen: Wien wurde nicht geschädigt. Es ist kein einziger Cent Steuergeld am Flughafen verloren gegangen, es wurde investiert. Der Flughafen Wien baut seine Bauprojekte aus eigenen Mitteln und aus eigenem Cashflow und die Finanzierung erfolgt eben aus Eigenem oder erfolgt über Kreditaufnahme und nicht aus Steuergeldern. Ich weise daher diese Behauptung aufs Schärfste zurück! (Beifall bei der SPÖ.) 

Blenden wir zurück zu den Vorstandsbestellungen, die immer waren. Ich kenne die Motive des Aufsichtsrates nicht, warum er die Vorstände wiederbestellt hat. Ich bin nicht Mitglied des Aufsichtsrates. Wenn ich es wäre, würde ich es heute hier und da auch nicht sagen, weil ich das gesetzlich nicht dürfte. Aber eines ist für mich schon klar und ich kann auch Motive sehen, warum der Aufsichtsrat das gemacht hat: Wenn dem Vorstand nichts Strafbares vorzuwerfen ist, liegt kein Kündigungsgrund vor. Es war damals ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die sind unfähig!) Schauen Sie, Herr Margulies, Sie sagen, Unfähigkeit! Das müssen Sie einmal beweisen (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wenn man 500 Millionen verspielt!), das müssen Sie einmal beweisen! (GRin Mag Waltraut Antonov: Friedrichshafen!) Der Skylink ist ein Bruchteil am Flughafen, ich habe vorher schon die wirtschaftliche ... (Aufregung bei GRÜNEN und FPÖ.) Das Zweite ist, Sie dürfen nicht vergessen, es war auch eine sehr schwierige Situation mit dem Flughafen, weil ja damals die Lufthansa die AUA gekauft hat und es schon auch für unseren Flughafen sehr entscheidend war, dass auch die AUA weiterhin die Bedeutung hat, die sie jetzt hat. Daher musste auch ein handlungsfähiger und auch eingearbeiteter Vorstand dort vorhanden sein. Und natürlich ist ja die Geschäftsentwicklung, wie ich einführend gesagt habe, ja auch sehr erfolgreich gewesen. 

Meine Damen und Herren, summa summarum: Wahlkampfgetöse, wenig sachlicher Inhalt, Anschütten einer erfolgreichen ATX-gelisteten Firma (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) - wenn Sie glauben, damit erfolgreich zu sein, so sei das Ihnen überlassen. Die tausenden Beschäftigten werden Ihnen am 10. Oktober sagen, was sie davon halten! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Madejski gemeldet. Tatsächliche Berichtigung geht vor.
 11.28.51

†GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Meine sehr geehrten Damen und Herren, zwei Minuten! 

Die Rede vom Kollegen Reindl war wirklich sehr provokant. Es geht uns nicht, der Opposition und uns Freiheitlichen, dass wir gesagt haben, dass wir das heute besprechen sollten, um den Flughafen. Davon ist überhaupt nie die Rede gewesen. Es geht um Skylink und es geht auch nicht, bitte, dass Sie sagen, wir sind in einem Rechtsstaat, wir sind nur beteiligt und wir kriegen jetzt den Rechnungshofbericht und dann werden wir darüber reden. Sie haben gemeinsam mit Niederösterreich 40 Prozent von einer Firma! Und da sagen Sie dann, diese 1 Milliarde statt 300 Millionen sind Peanuts? Sie sind ja daran mit immerhin 20 Prozent beteiligt! Sie müssten daran interessiert sein, dass diese Peanuts abgeschafft werden und dass wir auf 300 Millionen zurückkommen! Sie sind ja politisch verantwortlich! Und reden wir nicht vom Flughafen. Das ist eigentlich unheimlich unfair, uns vorzuwerfen, wir reden über den Flughafen. Um das geht es überhaupt gar nicht. 

Das Nächste ist, Sie sagen der Opposition oder in dem Fall der ÖVP, aber Sie haben andere und auch uns gemeint, wir reden schon darüber, um vielleicht die Parteikonten oder Sonstiges auf irgendeine Insel zu verlegen. Wissen Sie, wer nach Nordkorea fährt und dort Gespräche führt, vielleicht über eine Kontenverlegung der SPÖ nach Nordkorea, der soll die anderen in Ruhe lassen, bitte, weil das ist wirklich unglaublich, dass Sie mit einer SPÖ-Delegation dorthin zum größten Diktator fahren! (Aufregung bei der SPÖ.) 

Das sollen Sie sich hinter die Ohren schreiben! Das hat jetzt nichts mit Skylink zu tun. Aber wenn Sie so unfair sind, dann sage ich Ihnen ... (Große Aufregung bei der SPÖ. – Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollege Madejski! Kollege Madejski! Das Abgeben einer tatsächlichen Berichtung hat überhaupt nichts ... 

†GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend)|: Sie haben nicht nach Nordkorea zu fahren! Sie haben nicht nach Nordkorea zu fahren! Es ist ja unglaublich, das hier mit Skylink zu verwickeln! (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Und Abzocke! Wer hat abgezockt beim ÖGB?

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Die Zeit ist vorbei, Kollege Madejski!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Er hat gesagt abgezockt. (GRin Henriette Frank: Hat er, natürlich!) Abgezockt hat ... Abgezockt wurden die Pensionisten im ÖGB, die heute nicht einmal klagen dürfen, weil Sie es über die Arbeiterkammer verhindern!

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Letzter Satz!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Abgezockt sind die Leute im Konsum worden! Sie sind schuld! Sie werden das Desaster am 10. Oktober erleben, nicht wir! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster, Entschuldigung, Moment. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies und ich erteile es ihm. 11.31.16

†GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Auch von unserer Seite wünschen wir alles Gute und bedanken uns für die manchmal auch sehr humorvolle Vorsitzführung. Jedenfalls wird uns was abgehen. (Heiterkeit bei GRin Inge Zankl. - Beifall bei den GRÜNEN.)

Aber jetzt zurück zum Flughafen und ich erlaube mir in aller Kürze eine Zusammenfassung:

Punkt 1. Der Flughafen ist ein Unternehmen, das nicht einmal SPÖ und ÖVP gemeinsam umbringen können. Es ist de facto ein Monopolbetrieb, weil sehr viele Touristen nach Wien fliegen wollen, kommen in Wien an. Der Flughafen ist nicht umzubringen.

Punkt 2. Kollege Reindl, Sie haben gesagt, 527 Millionen EUR Umsatz letztes Jahr, richtig? (GR Mag Thomas Reindl: Ja! – GR Dr Herbert Madejski: Cashflow!) Haben Sie gesagt. (GR Dr Herbert Madejski: Cashflow! Cashflow!) Cashflow oder Umsatz haben Sie gesagt? (GR Mag Thomas Reindl: Umsatz.) Umsatz. (GR Dr Herbert Madejski: Nein, Cashflow!) Das ist in etwa genau die Summe, die beim Skylink versemmelt wurde! Ein Jahresumsatz des Flughafens Wien wurde beim Skylink versemmelt und Sie sagen, das ist kein Verlust für den Steuerzahler! Ich muss Ihre wirtschaftlichen Qualitäten tatsächlich enorm in Zweifel ziehen, wenn Sie sagen, es entsteht Wien kein Schaden, wenn 100 Millionen EUR Dividende nicht ausgeschüttet werden!

Nächster Punkt. Sie sagen, der Rechnungshofbericht geht die Mitglieder der Stadtregierung nichts an. Er geht sie unter anderem deshalb nichts an, weil auf Grund der Organverantwortung die Stadt Wien eigentlich eh überhaupt nicht in die Flughafen AG hineinregiert. Kollege Reindl, dann erklären Sie mir eines: Warum erhält dann die MA 5 den Rechnungshofbericht für eine vorbereitende Stellungnahme, wenn die Stadt Wien das Ganze überhaupt nichts angeht? Oder ist die MA 5 mittlerweile ausgegliedert und in irgendeinem anderen Zusammenhang mit dem Flughafen tätig? Der Rohbericht des Rechnungshofes, auch da haben Sie falsch informiert, wurde an das Amt der Landesregierung zugestellt. Die normale Vorgehensweise mit Rohberichten ist, dass eine Stellungnahme im Stadtsenat erstellt wird, diese Stellungnahme gemeinsam mit dem Rohbericht im Stadtsenat vorgelegt und abgestimmt wird, dann geht es zurück an den Rechnungshof, dann kommt wieder ein Schreiben des Rechnungshofes, dann geht es noch einmal zurück, dann kommt es erst in den Finanzausschuss. (GR Mag Thomas Reindl: Das habe ich gesagt!) Sie haben das ein bissel anders dargestellt. Sie sagen und das ist ja auch das, was sozusagen das Faszinierende ist, das, was Sie machen, ist, den Zeitraum hinausschieben, bis die Mitglieder des Stadtsenates den Rechnungshofbericht erhalten. Sie müssen ihn innerhalb der Stellungnahmefrist erhalten. Und das, was Sie bewusst machen, ist, den Rechnungshofbericht nicht vor der Wien-Wahl vorzulegen, sondern danach, weil danach haben Kollege Ellensohn und Kollegin Vana das Recht, so wie alle Stadträte und Stadträtinnen in diesem Haus, in den Rechnungshofbericht einzusehen. Dieses Recht hätten sie schon jetzt. Und wenn Sie sowieso nichts mit dem Skylink zu tun haben und mit dem Flughafen zu tun haben, dann wäre eine Stellungnahme, wo drinnen steht, die Stadt Wien geht das alles nichts an, auch eine Stellungnahme. Dann könnte man problemlos, ohne das Recht auch nur irgendwie zu beugen, diesen Rechnungshofbericht den Stadtsenatsmitgliedern in einer vertraulichen Sitzung vorlegen. 
Nächster Punkt, wo Sie sich geirrt haben. Sie sagen, es gibt (Heiterkeit bei GR Franz Ekkamp.) kein Unternehmen im ATX, das in den letzten Jahren eine bessere Performance hat (GR Mag Thomas Reindl: Das habe ich nicht gesagt!). Beginnen wir bei A wie Andritz. Vor 5 Jahren hatte Andritz einen Kurs von 20,19, jetzt von 50,72. Wie schaut es beim Flughafen aus? Wir haben es gesehen: Vor 5 Jahren um die 60, jetzt um die 40. Grandios! Eine Leistung von einem Monopolbetrieb, den de facto so herunterzufahren. Aber es ist kein Wunder, denn wenn man 500 Millionen EUR beim Fenster raushaut und dann nicht einmal bereit ist, die Konsequenzen zu ziehen, dann muss man tatsächlich sagen: Sie haben vielleicht eine Ahnung, wie man wirtschaften tut, aber Sie haben überhaupt keine Lust, im Interesse der Stadt Wien gescheit zu wirtschaften, weil eine Antwort sind Sie tatsächlich schuldig geblieben. Es ist nicht erst heute bekannt, dass beim Skylink enorme Verluste gemacht werden. Die Frage ist, und das hat Kollegin Vassilakou Sie richtig gefragt: Wie sieht es ... (GR Erich Valentin: Wo ist sie schon wieder? – GR Siegi Lindenmayr: Ja, wo ist sie schon wieder?) Was würden Sie als 20-Prozent-Eigentümer, wenn Ihnen die Aktien selbst gehören würden, tun, wenn Sie von so einem Debakel wie beim Skylink Wind bekommen? Jetzt werde ich mein ganzes Leben nie in diese Verlegenheit kommen, das weiß ich jetzt schon. Aber wenn ich das würde, ich würde alle Hebel in Bewegung setzen, die mir als Eigentümer und mittels Syndikatsvertrag sogar als quasi beherrschender Aktionär zustehen, um aufzuklären, wer die Verantwortung trägt und diejenigen, die für einen Verlust von 500 Millionen EUR verantwortlich sind, so gut es geht von ihrer Funktion befreien! Wenn es nur der Vorstand ist, wird der Vorstand befreit. Wenn es Vorstand und Aufsichtsrat sind, wird der Aufsichtsrat auch von seinen notwendigen Verpflichtungen befreit. Und wenn sich herausstellt, das will ich jetzt noch nicht einmal unterstellen, dass es dazu, wenn die Staatsanwaltschaft überprüft, auch kriminelle Machenschaften gegeben hat, dann würde ich darauf drängen, dass es auch zu Verurteilungen kommt. Aber man darf sich das doch nicht gefallen lassen, dass eine halbe Milliarde Euro konsequenzlos versemmelt wird. 
Und jetzt kann ich mir trotzdem einen kleinen klitzekleinen Seitenhieb auf die ÖVP nicht ersparen, weil es die Rolle und Funktion darstellt ... (GR Dr Herbert Madejski: Nicht nur die SPÖ.) Nein, der ÖVP. Das Bedauerliche ist anscheinend, dass der Michael Häupl mit dem Erwin Pröll besser befreundet und zwar besser auch politisch befreundet ist als mit dem Matthias Tschirf oder anderen in der ÖVP, weil es doch sonst für Sie im Normalfall möglich gewesen wäre, Einblick in diesen Rechnungshofbericht zu nehmen! Und das relativiert halt schon sehr die Rolle der ÖVP in Wien tatsächlich auf diesen Stand, den ich auch bereit bin, ihr zu geben, ja so in der Größenordnung zwischen 10 und 15 Prozent. Deshalb auch die Auseinandersetzung mit der SPÖ um den Rechnungshofbericht, wobei es mir sehr gut gefallen hat, dass Kollege Neuhuber das ausgesprochen hat, was jeder von Ihnen weiß: Dass es selbstverständlich politische Bestellungen sind, dass es selbstverständlich politische Einflussnahmen gibt. Und das Einzige, was Sie wollen und damit komme ich zum Ende, ist ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Ja, hoffentlich!) Ja, hoffentlich. – na, das ist ein netter Zwischenruf von Renate Brauner. Man darf ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Für dich gelten keine Gesetze!) Das stimmt nicht. Das, was ich sag ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Für dich gelten keine Gesetze! Für dich gelten keine Bestellungen!) Renate Brauner! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Renate Brauner! (VBgmin Mag Renate Brauner: Nur das, was du sagst, darf sein! Für dich gelten überhaupt keine Gesetze! Nur deine Meinung darf sein!) Ist es richtig, ist es richtig ... (Aufregung bei GR Günter Kenesei und der FPÖ.) Ganz einfach: Ist es richtig, dass die Stadt Wien aufgefordert wurde, eine Stellungnahme zum Rechnungshofbericht abzugeben? Ist das richtig? (VBgmin Mag Renate Brauner: Es ist wirklich unglaublich! Es ist wirklich unglaublich, es ist ganz egal, wen interessieren denn schon Gesetze?) Kollegin Brauner... (GR DDr Eduard Schock: Lass die Frau Flughafendirektorin aussprechen!) Ist es richtig, dass der Rechnungshof die Stadt Wien gebeten hat, eine Stellungnahme zum Rohbericht abzugeben? Ja, ich gebe mir die Antwort gerne selber, weil Sie jetzt anscheinend ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Du gibst grundsätzlich Antworten immer selber!) 

Gut, ich frage Sie noch einmal, Frau Stadträtin: Ist es richtig, dass der Rechnungshof die Stadt Wien aufgefordert hat, eine Stellungnahme abzugeben? (Aufregung bei der SPÖ.) Das Demokratieverständnis der Frau Stadträtin: Von der Bank reinplärren, aber wenn man sie dann etwas fragt, keine Antwort geben. Das ist das Demokratieverständnis à la SPÖ! Das können und dürfen wir uns in Hinkunft nicht mehr gefallen lassen! (Beifall bei den GRÜNEN. – VBgmin Mag Renate Brauner: Zwischenrufe darf man machen!) Schon, Sie dürfen Zwischenrufe machen, aber entziehen Sie sich nicht der Diskussion! Wenn man Sie etwas fragt, dann sagen Sie nichts. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Lieber Martin Margulies! Du weißt genau, dass Zwiegespräche nicht die Regel sind. (GR Günter Kenesei: Dann soll sie es sagen! Dann soll sie es sagen! Dann soll sie es endlich sagen! – Aufregung bei der ÖVP.)

GR Dipl-Ing Martin Margulies (fortsetzend): Ich würde mich ja freuen, wenn sich die Frau StRin Brauner meldet. Nichtsdestoweniger finde ich es interessant, dass Sie mich anreden und nicht die Frau Stadträtin, die aus der Bankreihe reinschreit! Aber es macht nichts.

Ein Punkt noch. 100 Millionen EUR Dividende, die uns entgehen. Ich weiß, es ist oft unzulässig, Sachen zu verknüpfen, aber die Stadt Wien braucht Geld. Sonst würden Sie doch nicht für Menschen, die die Notschlafstellen nutzen, in Hinkunft für eine Übernachtung 4 EUR verlangen! Bei den Ärmsten der Armen holen Sie sich für eine Übernachtung in der Notschlafstelle 4 EUR jede Nacht, aber dem Flughafenvorstand, dem hauen Sie das Geld nach. Dem Aufsichtsrat hauen Sie das Geld nach. Sie versuchen überhaupt nicht, irgendwie an der Aufklärung mitzuwirken und wenn man Sie etwas fragt, dann schweigen Sie. Sie wissen, dass der Rechnungshofrohbericht – jetzt ist er ungefähr einen Monat da – spätestens in zwei Monaten neben Ihren Mitgliedern der Stadtregierung auch allen anderen Mitgliedern der Stadtregierung vorgelegt werden muss. Sie wollen nur noch diesen Wahltag, den 10.10., hinter sich bringen und dann soll von mir aus passieren, was soll. 

In diesem Sinne ist es eine inakzeptable Vorgehensweise. Für Sie ist es egal, wenn 500 Millionen EUR versemmelt werden. Für Sie ist es egal, wenn 100 Millionen EUR an Dividende nicht gezahlt werden. Für Sie ist es egal und Sie streiten politischen Einfluss ab, obwohl jeder, nicht nur hier in diesem Saal, sondern jeder in diesem Land weiß, dass so wie bei den ÖBB auch beim Flughafen und in einigen anderen Bereichen die Bestellungen politisch erfolgen. Das weiß jeder Mensch hier im Land! Nur Sie geben die Möglichkeit der Stellungnahme nicht der Landesregierung, sondern einer Magistratsabteilung, der MA 5, obwohl Wien eigentlich nichts damit zu tun hat! Genieren Sie sich für diesen Umgang mit dem Skylink-Skandal! Genieren Sie sich dafür, dass Sie den Wienerinnen und Wienern eine Aufklärung dieses Skandals vorenthalten! Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster und vorläufig letzter Redner hat sich GR Dr Tschirf gemeldet. Bitte.
 11.43.24

†GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nach den Wortmeldungen der SPÖ kann man nur eines sagen: Diese SPÖ gehört wirklich am 10.10. abgewählt, weil eine solche Präpotenz, wie sie an den Tag gelegt wurde, ist wirklich unglaublich! (Beifall bei der ÖVP.)
Die völlig ungleiche Behandlung auf der einen Seite, eine Wehleidigkeit in jeder Form, und auf der anderen Seite werden da Einzelpersonen herausgezogen, die sich nicht wehren können - das ist unglaublich, was sich hier abspielt. Aber das ist leider SPÖ Marke Wien, die gehört am 10. Oktober endlich abgewählt. (Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Wenn der Kollege Reindl hier herausruft, gleich einmal das: Was vom Kollegen Reindl hier gesagt wurde - es ist traurig, wenn ein gelernter Nationalökonom so über volkswirtschaftliche Fragen spricht! Es ist unglaublich, wenn wir uns da angehört haben, dass hier Vorwürfe gekommen sind, dass ... Was hat er gesagt? „Vorwurf bewussten Rechtsbruchs.“ Es ist unglaublich, dass das ein Vorsitzender des Gemeinderats tut, wo genau Kollege Reindl weiß, was das war, was wir verlangt haben. Wir haben verlangt, dass ein Bericht, der an die Landesregierung zu Handen des Landeshauptmanns geht, den anderen Mitgliedern der Landesregierung unter der Auflage der Verschwiegenheit gegeben wird. Was ist bitte da ein Rechtsbruch? Das müsste doch eigentlich die Normalität sein, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Und die zweite Frage, das ist ja wirklich das, ich würde fast sagen, das gehört ins Kabarett, nämlich die Behauptung aufzustellen, dass die SPÖ jedes Interesse daran gehabt hätte, dass der Flughafen von Anfang an geprüft wird. Da frage ich mich wirklich, warum ein Bericht der „Oberösterreichischen Nachrichten“ vom September 2009, wonach vom Flughafen 700 000 EUR dafür ausgegeben wurden, um Gutachten zu bekommen, damit man nicht geprüft wird, warum das so vor sich gegangen ist? Haben die Aufsichtsräte, die die Stadt Wien hier entsendet, da mitgemacht? Haben die gefragt? Ist in der Hauptversammlung des Flughafens von den Eigentümervertretern der Stadt Wien dazu etwas gesagt worden? Das kann man alles nachlesen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Nur, das wollen Sie nicht. Sie wollen verschleiern, Sie wollen mauern, Sie wollen alles tun, um das über den 10.10. drüberzuziehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich glaube, der Gipfelpunkt waren die Anschuldigungen gegen die Staatsanwaltschaft. Damit sollte man schon sehr, sehr, sehr, sehr sorgsam umgehen. Da zu behaupten, dass die Staatsanwälte in dieser Republik in gewissen Verfahren nicht ordnungsgemäß vorgehen, das ist etwas, was ... (Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) Gibt es noch Zurufe? Ich würde da wirklich aufpassen. Da bewegen wir uns in eine Zeit, die wir alle nicht mehr wollen. Die Rechtsstaatlichkeit, die Gewaltenteilung sollten auch der SPÖ vor dem 10.10. ein Anliegen sein! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Valentin. Restredezeit sieben Minuten.
 11.46.46

†GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde diese Minuten nicht brauchen. Nur noch einmal, damit wir auch in Wahlzeiten die Pferde im Stall lassen: Beide Länder haben einen Rohbericht zugesandt bekommen, Wien und Niederösterreich. Beide Länder, Wien und Niederösterreich, haben das an die Adresse „Amt der Landesregierung“ bekommen. Beide Länder verhalten sich gesetzeskonform, indem sie eine Stellungnahme im Amt der jeweiligen Landesregierung erarbeiten lassen und dann dem zuständigen Gremium, sprich, der Landesregierung, in Wien dem Stadtsenat, zuführen. 

Wenn Sie jetzt meinen und ich denke mir, der Kollege Tschirf hat etwas ganz, ganz Wichtiges zum Schluss gesagt: Passen wir auf, wie dünn das Eis unter unseren Füßen ist. Wenn Sie meinen, die Wiener Landesregierung würde hier nicht gesetzeskonform handeln, dann darf ich Ihnen mitteilen, auch der Landeshauptmann von Niederösterreich, der genauso die Gesetze einhält, macht das genauso, im Übrigen wie jeder andere Bericht des Rechnungshofes auch in diesem Hause behandelt wird. Ich weise wirklich massiv zurück, auch wenn es drei Wochen vor einem Wahltermin ist und manche offensichtlich nervös sind, dass man Anschuldigungen in den Raum stellt, die einfach nicht haltbar sind, weil, Kollege Tschirf, und ich sage das auch in genau derselben Klarheit, wie Sie das vorhin gesagt haben, wir werden in diesem Hause auch nach dem 10.10. miteinander verkehren und diskutieren müssen. Und da sollte man aufpassen, dass wir das nachher auch noch können, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) Das hat nicht mit Präpotenz zu tun, sondern hat etwas mit Stil zu tun und wie man mit Argumenten und Tatsachen umgeht. 

Das Zweite. Kollege Margulies! Ich weiß nicht, ob es Sinn macht, das zu erwähnen: Gewinn, selbst wenn es Bilanzgewinn ist, ist nicht Dividende. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das stimmt!) Stimmt. Also selbst wenn Sie recht hätten und 100 Millionen EUR irgendwo zuviel ausgegeben worden wären, ist das am Ende des Tages im besten Fall Bilanzgewinn, aber ganz sicherlich nicht die Dividende. Genauso wie letztes Mal die Kollegin Vassilakou das falsch argumentiert hat, weil Dividende nichts mit dem Gewinn ursächlich und geradlinig zu tun hat. Dividende ist das, was die Hauptversammlung beschließt. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Na o ja! O ja! – Aufregung bei ÖVP und FPÖ. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Dividende ist das, was die Hauptversammlung beschließt!) Dividende ... (Aufregung bei GR Günter Kenesei.) Dividende ist nicht der Gewinn, das ist etwas anderes und das können Sie auch im Aktiengesetz nachlesen. (Weitere Aufregung bei FPÖ, ÖVP und GRÜNEN.)
Und eines sei auch noch gesagt: Wenn ... (Weitere Aufregung bei GR Günter Kenesei.) Ich weiß nicht, wahrscheinlich weil er seinen Nistplatz kennt, nicht, deshalb regt er sich auf. Er hat nicht mehr lange die Gelegenheit dazu, jetzt tut er es halt noch einmal. Ist ja in Ordnung, nicht?

Es ist vom Zeitenlauf nicht richtig und ich denke, es sei noch einmal darauf hingewiesen, die Nähe zum Wahltag rechtfertigt es auch nicht zu meinen, hier würde ein Bericht auf die lange Bank geschoben. Es ist nicht üblich, es war auch in der Vergangenheit nicht üblich, dass Rohberichte ohne Stellungnahme in den Stadtsenat gekommen sind. Das weißt du, das wissen Sie. Nachdem mir heute in der Rede die Du-Worte offensichtlich wieder entzogen wurden, bin ich vorsichtig. Das weißt du, das wissen Sie nur zu genau. Und auch in diesem Fall sei angemerkt: Dieser Bericht wird mit einer Beurteilung des Hauses in den Stadtsenat kommen (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nach dem 10. Oktober!) und welche Abteilung als Fachmann, als Expertise, das Amt der Landesregierung in Wien beauftragt, ist die Aufgabe und ist die Zuweisung des Landes. Ob das eine Magistratsabteilung X oder eine Magistratsabteilung Y ist, hängt davon ab, um was der Bericht geht. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Na, was habe ich die ganze Zeit gesagt. Ihr habt’s ja nichts gemacht!) Auch das ist nicht verwerflich, das ist üblich! (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) Also der Bericht wird erstellt und wird zeitgerecht, meine Damen und Herren (GR Dipl-Ing Martin Margulies! Fristgerecht! Fristgerecht!), so wie immer die Fristen einhaltend, auch den Wiener Stadtsenat erreichen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Fristgerecht bearbeitet!) Wann der Rechnungshof Rohberichte versendet, ist Frage des Rechnungshofes. Und wenn er drei Tage oder einen Monat vor einem Wahltermin einen Bericht versendet, dann wird es trotzdem dieselbe Zeit dauern, um ihn zu bearbeiten. Da muss man sich, vielleicht haben Sie bessere Drähte zum Rechnungshof als ich, mit denen zusammenreden. Aber wann der Rechnungshof Berichte versendet - ich würde auch nie sagen, dass der Rechnungshof gerade rechtzeitig in die heiße Phase des Wahlkampfes das versendet. Das würden wir auch nicht sagen. Wir nehmen zur Kenntnis, wenn der Rechnungshof versendet, dann braucht das Amt einer Landesregierung Zeit zur Stellungnahme. Das passiert jetzt und dann wird es ordnungsgemäß und – und darauf lege ich Wert – voll im Vollzug der Gesetze dann dem Gremium übermittelt werden. Das ist wahr! Das ist wahr drei Wochen vor einer Wahl, das ist wahr zwei Monate vor einer Wahl und es wird auch morgen noch wahr sein! Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich würde bitten, noch ein bisschen im Raum zu bleiben. Wir kommen nun zur Behandlung der beiden Anträge, die von der Freiheitlichen Partei abgegeben wurden.

Der erste Antrag befasst sich damit, dass verlangt wird, dass die Mitglieder des Wiener Gemeinderates sich für die Einsetzung einer Untersuchungskommission zum Thema Skylink nach dem 10. Oktober, das heißt, in der nächsten Legislaturperiode aussprechen und einen diesbezüglichen Antrag mit einer Fülle von Forderungspunkten unterstützen. Nachdem der Vorsitzende an die Verfassung sehr gebunden ist und hier überparteilich zu agieren hat, habe ich mir diesen Antrag auch vom Verfassungsdienst anschauen lassen. Und ich weise auf zwei Punkte hin:

Der erste Punkt ist, der im § 15 in der Verfassung, angeführt in den Erläuterungen, nur gilt das auch für den Wiener Gemeinderat, nämlich das Prinzip der Diskontinuität, in dem drinnen steht, dass Anfragen und Anträge von Mitgliedern des Gemeinderats, die in der vergangenen Funktionsperiode eingebracht worden sind, nach Neukonstituierung des Gemeinderats nicht mehr in Behandlung genommen oder weiterbehandelt werden können, sondern gegebenenfalls neu einzubringen sind. Das war das Vorwissen, das ich hatte und ich habe aus diesem Grund jetzt gebeten, mir ein Gutachten auch zu erstellen und den Inhalt des Gutachtens möchte ich hier darlegen:

Der gegenständliche Antrag ist darauf gerichtet, dass der künftige Gemeinderat, wo wir nicht wissen, wie er sich zusammensetzen wird, welche Parteien hier in diesem Hause sind, dahin gehend gebunden wird, dass in der kommenden Tätigkeitsperiode ein Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend Skylink mit einem ganz bestimmten, vorgegebenen Inhalt befasst wird. Die Einsetzung einer Untersuchungskommission ist gemäß § 59a Abs 2 das Recht von 30 Mitgliedern des Gemeinderats und daher ein Minderheitsrecht. Ein Beschlussantrag, der durch Beschluss des Gemeinderats diese Minderheit für die Zukunft bindet, ist unzulässig und aus diesem Grund wird dieser Antrag nicht zugelassen zur Abstimmung.

Der zweite Antrag befasst sich damit, dass sich der Gemeinderat dafür aussprechen soll, dass die Stadt Wien für eine umgehende Reduktion der Flughafenvorstände von derzeit drei auf nur noch zwei und eine Kürzung der Vorstandsgehälter auf maximal 200 000 EUR im Jahr vehement eintritt. Darüber hinaus soll Bgm Häupl darauf drängen, dass eine bestimmte Person keine Abfertigung erhält. 
Es haben zwar einige Redner gesagt, das Rechtsgutachten ist für sie nicht bindend in der Diskussion. Ich sage: Für mich ist das Rechtsgutachten bindend und diese Beschlussfassung wäre ein direkter Eingriff in die Tätigkeit des Aufsichtsrates (StR David Ellensohn: Eigentümerrecht!) und daher kann ich auch diesen Antrag zur Abstimmung nicht zulassen. (GR DDr Eduard Schock: Herr Vorsitzender, zur Geschäftsordnung! Zur Geschäftsordnung! – GR Mag Thomas Reindl: Die Debatte ist geschlossen!)
 11.50.00

†GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Vorsitzender! 

Es natürlich sowohl möglich, dass dieser Gemeinderat hier noch eine Willenskundgebung über die Einsetzung einer Untersuchungskommission von sich gibt, auch wenn natürlich ein neuer Gemeinderat dann nicht mehr daran gebunden ist. Das ist natürlich selbstverständlich möglich. Und es ist selbstverständlich auch möglich, dass dieser Wiener Gemeinderat hier eine Willenskundgebung über die Gehälter, über die Gagen in staatsnahen Betrieben von sich gibt. Und wenn Sie das heute verhindern, dann ist mir das klar, weil eben die zuständigen Vorstände mit 20 000 EUR in Pension und mit 2 Millionen EUR Abfertigung ebenfalls in Pension geschickt werden sollen. Wenn Sie das heute hier verhindern und damit (GR Kurt Wagner: Das gehört nicht zur Geschäftsordnung!) diese Vorgangsweise begünstigen, dann spricht das für sich und die Wähler werden Ihnen die Antwort geben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Geschäftsordnung gemeldet hat sich auch StR Ellensohn.
 11.58.07

†StR David Ellensohn|: In aller Kürze. Der Antrag lautet: „Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Stadt Wien für eine umgehende Reduktion der Flughafenvorstände von derzeit drei auf nur noch zwei und eine Kürzung der Vorstandsgehälter auf maximal 200 000 EUR pro Jahr vehement eintritt.“

Daraus würde ich jetzt ableiten, dass der Eigentümervertreter dort, der vertritt unter anderem uns, dort sitzt jemand, der sollte unter anderem logischerweise Rücksprache mit der Gemeinde Wien halten - weil wem gehört das Ganze? -, mit den zuständigen Leuten, mit der MA 5, habe ich heute gehört, weil die gerade den Rechnungshofbericht überprüfen, und der soll dort sitzen und sagen: Hallo, wenn wir über die Gehälter abstimmen, ich trete dafür ein, wir kriegen alle nur noch 200 000. 

Was ist daran unzulässig, dass wir hier herinnen beschließen: Wir geben dem Vertreter dort von uns einen Auftrag, der heißt: Begrenzt eure Gehälter, Schluss mit denen. Weil ich höre die Worte vom Herrn Faymann und allen möglichen Leute aus der Sozialdemokratie, wo dann vom Millionärsstand geredet wird. Das wäre einmal was Praktisches zu tun zwischendurch, ja, statt zu warten, bis die Europäische Union die Finanztransaktionssteuer einführt. Muss wirklich dort jeder sehr viel mehr verdienen wie hier? Muss jeder, der dort sitzt, mehr verdienen wie der Bürgermeister? Ich sage: Nein. Ich halte den Antrag für richtig. Ich trete im Übrigen überhaupt dafür ein, dass überhaupt keiner mehr als die 15 000 im Monat verdient. Das ist die Höchstgrenze, die die GRÜNEN definiert haben, ja. Fertig mit diesen Gehältern. Da kann doch keiner mehr sagen, das ist normal. Sie zahlen Leuten 744 EUR Mindestsicherung? Sie kassieren bei den Notschlafstellen von Obdachlosen 4 EUR am Tag? Und der soll 200 000 EUR verdienen? Und das reicht Ihnen nicht?

Es ist eh ein Wahnsinn: Wenn Sie auf der Straße mit den Leuten reden und sagen, wir sind für eine Begrenzung auf 15 000, da schauen mich eh alle an und denken: Die sind verrückt, die wollen, dass Leute 15 000 verdienen. Lieber wäre mir, wir hätten viel mehr Geld für die Uni. Das wäre jetzt einmal was Praktisches zu tun. Und ich sehe nicht, wo da die Verletzung bei der Abstimmung ist. Wir wissen eh, wie es ausgeht. Ich sehe das Problem nicht. 

Lieber wäre mir, wir hätten viel mehr Geld für diese Leute. – Da gäbe es jetzt einmal etwas Praktisches zu tun! 

Ich sehe nicht, wo es da eine Verletzung hinsichtlich der Abstimmung gibt. Wir wissen ohnedies, wie sie ausgeht! Ich sehe das Problem nicht. Die Sozialdemokratie stimmt dafür, dass die Leute mehr verdienen, andere werden das nicht tun. Die GRÜNEN gehen bei dem Antrag garantiert mit, und ich sehe auch nicht, warum man darüber nicht abstimmen soll. Ich sehe keinen Grund dafür. (Beifall bei den GRÜNEN und von Gemeinderäten der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Nichtsdestotrotz bleibe ich dabei. Ich bin einerseits an die Verfassung, andererseits auch an das Rechtsgutachten gebunden: Beide Anträge werden nicht zugelassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dies ist sicherlich die letzte Sitzung vor den Gemeinderatswahlen, nicht jedoch die letzte Sitzung vor der Neukonstituierung des nächsten Gemeinderates.

Ich möchte daher allen Mitgliedern des Gemeinderates, welche bei der kommenden Wahl nicht mehr kandidieren – von einzelnen wissen wir es, manche haben sich auch schon verabschiedet – oder dann nicht mehr in den Gemeinderat kommen, ganz herzlich für ihre Tätigkeit danken, die sie hier im Gemeinderat nach bestem Wissen und Gewissen ausgeübt haben.

Ich möchte zwei Personen namentlich nennen, von denen ich weiß, dass sie ausscheiden werden, und bitte die anderen um Entschuldigung, dass sie nicht genannt werden.

Ich nenne zuerst GR Parzer, den ich in den vielen Jahren als einen sehr konstruktiven Freund kennen gelernt habe. Diese Bezeichnung ist in diesem Fall sehr richtig, weil es hier einen sehr korrekten Umgang gegeben hat. – Ich möchte dir persönlich ganz herzlich danken! (Allgemeiner Beifall.)
Sicherlich nicht mehr kandidieren wird auch GR Dkfm Dr Maurer. Er hat auf Dankesworte an das Hohe Haus verzichtet. Ich möchte dir aber in alter Freundschaft herzlich für die vielen Jahre danken, die du hier in diesem Haus verbracht hast! (Allgemeiner Beifall.)
Mein Dank gebührt natürlich auch all jenen, die sich verabschiedet haben, denen aber nicht gedankt wurde. Es sind dies Frau GRin Jerusalem und Frau GRin Mag Ringler von der Grünen Fraktion. Herzlichen Dank für alles! Es ist in der Hektik darauf vergessen worden, und ich möchte das jetzt unbedingt nachholen. (Allgemeiner Beifall.)
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es sind nun nur noch wenige Tage bis zur Neuwahl. Wir haben heute und auch gestern im Landtag erlebt, dass der Wahlkampf bei manchen Diskussionsbeiträgen schon durchschlägt. Ich bitte aber in den restlichen Tagen bis zur Wahl zu bedenken, dass es auch den Tag nach der Wahl gibt. Es wurde heute schon einmal darauf hingewiesen. Ich kann daher nur bitten, dazu beizutragen, dass die Würde dieses Hauses aufrechterhalten bleibt, und Respekt und Würde im Umgang mit dem Wort zu pflegen, denn manches ist leichter zerstört, als dann in vielen Monaten wieder aufgebaut.

Ich glaube, wir können auch sehr stolz auf das sein, was wir in dieser letzten Legislaturperiode getan haben. In dieser Wahlperiode hatten wir 65 Sitzungen. Bei diesen 65 Sitzungen sind ganz genau 3 490 öffentliche Tagesordnungspunkte behandelt worden. Zudem gab es 144 Tagesordnungspunkte in nichtöffentlicher Sitzung. Wir hatten 49 Aktuelle Stunden, 34 dringliche Initiativen, und es wurden 1 228 Anfragen gestellt. Wir haben 1 972 Beschluss- und Resolutionsanträge sowie Abänderungsanträge inklusive des heutigen Tages behandelt. Außerdem gab es 39 Ersuchen an das Kontrollamt. Auch diese Möglichkeit wurde sehr ausgiebig genutzt. 

Wir haben – auch darauf möchte ich hinweisen – auf die Minute genau 751 Stunden und 33 Minuten gemeinsam hier in diesem Saal verbracht. Das heißt, wir haben in dieser Zeit 31 Tage, 7 Stunden und 33 Minuten ausschließlich in diesem Saal verbracht.

Diese Bilanz ist beachtlich für diese Stadt und für uns! Und ich glaube, dass diese Vielfalt an Arbeit nicht möglich gewesen wäre, wenn nicht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien, des Magistrats der Stadt Wien und aller anderen Dienststellen dieser Stadt ihren
Beitrag geleistet hätten. Ich möchte daher zunächst diesen Mitarbeitern meinen herzlichen Dank aussprechen. (Allgemeiner Beifall.)
Mein besonderer Dank gilt auch den MitarbeiterInnen der Klubs dieses Hauses, die im Hintergrund Enormes leisten, damit wir den Gemeinderat auch ordnungsgemäß durchführen können. Ich bedanke mich auch ganz herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadtratbüros. Und last but not least bedanke ich mich ganz herzlich bei dem Team der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Frau Kriz, die alles tun, um hier einen ordnungsgemäßen Ablauf zu gewährleisten und es für uns leichter zu machen. (Allgemeiner Beifall.)
Bis zur nächsten Gemeinderatssitzung schließe ich diese Sitzung. Alles Gute!12.07.33 

(Ende um 12.07 Uhr.) 
